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1 Teilnehmende der deutschen Delegation 
Die 29. Jahrestagung der Parlamentarischen Versammlung der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE PV) fand vom 2. bis 6. Juli 2022 in Birmingham, Vereinigtes Königreich, statt. Der Deutsche 
Bundestag entsandte folgende Delegationsmitglieder: 
Abgeordnete Dagmar Andres (SPD) 
Abgeordneter Dr. Joe Weingarten (SPD) 
Abgeordneter Dr. Kristian Klinck (SPD) 
Abgeordneter Christian Schreider (SPD) 
Abgeordneter Jürgen Hardt (CDU/CSU) 
Abgeordneter Tobias Winkler (CDU/CSU)  
Abgeordnete Canan Bayram (Bündnis 90/Die Grünen) 
Abgeordneter Robin Wagener (Bündnis 90/Die Grünen), Delegationsleiter 
Abgeordneter Michael Georg Link (FDP), stellvertretender Delegationsleiter 
Abgeordnete Renata Alt (FDP) 
Abgeordneter Stefan Keuter (AFD) 
Abgeordneter Andrej Hunko (DIE LINKE.) 

2 Schwerpunkte der Jahrestagung 
In der Generaldebatte wurde besonders der Krieg in der Ukraine debattiert. Weitere prominente Themen waren 
die eingefrorenen Konflikte im OSZE-Raum, Fragen der Energiewende, des Klimawandels und der wirtschaftli-
chen Erholung nach der COVID-19-Pandemie sowie Menschenrechtsfragen. Zur Eröffnung sprachen neben dem 
Sprecher des Unterhauses, Lindsay Hoyle, und dem Sprecher des House of Lords, John McFall, auch der Minister 
für Südasien und das Commonwealth, Lord Ahmad of Wimbledon, sowie die Präsidentin der OSZE PV, Marga-
reta Cederfelt (Schweden). Die Präsidentin wurde für eine zweite Amtszeit wiedergewählt. Delegierte Irene Cha-
ralambides (Zypern), Delegierter Mark Pritchard (Vereinigtes Königreich), Delegierter Pere Joan Pons (Spanien) 
und Abgeordneter Michael Georg Link wurden zur Vizepräsidentin bzw. zu Vizepräsidenten der Versammlung 
gewählt. Ebenso wurden die Leitungen der drei Allgemeinen Ausschüsse neu bestimmt. Die Jahrestagung schloss 
mit der mehrheitlichen Annahme der Erklärung von Birmingham. Diese enthält Entschließungen der drei Allge-
meinen Ausschüsse (Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit, Ausschuss für wirtschaftliche An-
gelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt sowie Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und 
humanitäre Fragen) und Entschließungen zu zehn zusätzlichen Beratungsgegenständen. 

3 Ständiger Ausschuss 
Die Präsidentin der OSZE PV, Margareta Cederfelt (Schweden), die den Ständigen Ausschuss leitete, berichtete 
über ihre Aktivitäten seit der Wintertagung im Februar 2022, insbesondere über ihren Besuch in der Ukraine. Sie 
beschrieb ihre Eindrücke nach den Besuchen in Kiew, Butscha und Irpin sowie anderen Stätten, an denen Kriegs-
verbrechen stattgefunden haben und verurteilte die russische Aggression mit deutlichen Worten. Der Ukraine 
sicherte sie die volle Souveränität zu. Schatzmeister Peter Jule Jensen (Dänemark) legte seinen Bericht über das 
mit einem ausgeglichenen Haushalt abgeschlossene Haushaltsjahr 2021/2022 vor, der von den Ausschussmitglie-
dern zustimmend zur Kenntnis genommen wurde. Ebenso legte Schatzmeister Peter Jule Jensen dem Ständigen 
Ausschuss den Haushaltsentwurf für das kommende Haushaltsjahr zur Beschlussfassung vor. Danach bleibt der 
aus Beiträgen der nationalen Parlamente finanzierte Haushalt der OSZE PV auf dem Niveau des Vorjahres und 
beläuft sich insgesamt auf 4,09 Mio. Euro. Der deutsche Anteil beträgt 9,35 Prozent. Der Haushaltsentwurf wurde 
einstimmig angenommen. 
Die ukrainische Delegation schlug eine Änderung der Geschäftsordnung vor, die Mechanismen zur Aussetzung 
des Mandats einer Delegation der OSZE PV vorsieht, deren Land die Souveränität und territoriale Integrität eines 
anderen OSZE-Teilnehmerstaats verletzt hat. Der Ausschuss beschloss, die Angelegenheit an den Geschäftsord-
nungsausschuss der OSZE PV zu verweisen. Abschließend beschloss der Ständige Ausschuss die Zuordnung und 
Überweisung der zusätzlichen Beratungsgegenstände an die Ausschüsse. 
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Der Ständige Ausschuss verständigte sich auf folgende weitere Tagungen der OSZE PV: 
Herbsttagung: 14. bis 16. Oktober 2022 in Sofia (Bulgarien) 
30. Jahrestagung: 30. Juni bis 4. Juli 2023 in Vancouver (Kanada)

4 Eröffnungssitzung und Plenarsitzung 
Nach der Eröffnung der 29. Jahrestagung durch die Präsidentin der OSZE PV, Margareta Cederfelt, begrüßte 
der Leiter der britischen Delegation, John Whittingdale, die Delegierten im Vereinigten Königreich und erin-
nerte an die Gründungsprinzipien der OSZE, die den Verzicht auf Gewaltanwendung, die Achtung der souveränen 
und territorialen Integrität sowie den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten beinhalteten. Diese Prinzi-
pien seien besonders wichtig, weswegen die OSZE kontinuierlich daran arbeite, sichere Lebensbedingungen für 
alle Bürger zu schaffen. Er betonte seine Solidarität mit der Ukraine und verteidigte die Entscheidung der Regie-
rung des Vereinigten Königreiches, den Delegierten aus Russland und Belarus kein Visum für die Einreise in das 
Vereinigte Königreich auszustellen. Der Minister für Südasien und das Commonwealth, Lord Ahmad of Wimb-
ledon, betonte, dass das Vereinigte Königreich entschlossen an der Seite der Ukraine stehe. Er hob die militäri-
sche, finanzielle und humanitäre Unterstützung der britischen Regierung hervor und unterstrich, dass die Unter-
stützung für die Ukraine über Parteigrenzen hinweg erfolge. Großbritannien sei ein verlässlicher internationaler 
Partner bei der Bekämpfung der aktuellen Krisen und Kriege. Daneben sei es von entscheidender Bedeutung, die 
Kriegsverbrechen zu dokumentieren und die Täter zur Rechenschaft zu ziehen. Dazu spreche man besonders auch 
mit den Opfern der Kriegsverbrechen und sichere Beweise derselben. Der Sprecher des Unterhauses Lindsay 
Hoyle drückte die Ehre aus, die es für das britische Parlament darstelle, Gastgeber der Jahrestagung der Parla-
mentarischen Versammlung der OSZE zu sein. „Wir schätzen unsere Partnerschaften mit anderen Parlamentari-
ern, und wir wollen ein offenes Forum für wichtige Diskussionen schaffen. Durch Dialog und Zusammenarbeit 
werden wir Europa und unsere Welt sicherer machen sowie unsere Demokratien stärken“. John McFall, Sprecher 
des House of Lords, mahnte die partnerschaftliche Zusammenarbeit aller Delegierten aus den Teilnehmerstaaten 
an, um die zahlreichen nationalen und globalen Sicherheitsfragen anzugehen. Er freue sich, dass das britische 
Parlament zum ersten Mal seit zwei Jahrzehnten Gastgeber dieses wichtigen Treffens sei. In ihren Worten an die 
Delegierten stellte die Präsidentin der OSZE PV, Margareta Cederfelt, fest, dass die Jahrestagung in einer der 
schwierigsten Zeiten stattfinde, die die OSZE je erlebt habe und hob besonders ihre Eindrücke von ihrem Besuch 
in der Ukraine hervor. Gerade als die Pandemie begonnen habe, ihren Schrecken zu verlieren, habe der russische 
Einmarsch in die Ukraine den Frieden in Europa erschüttert und unvorstellbares Leid über unzählige unschuldige 
ukrainische Zivilisten gebracht. Man sei es dem ukrainischen Volk und allen Bürgern der Teilnehmerstaaten 
schuldig, Frieden unter Achtung der territorialen Integrität der Ukraine zu verwirklichen. Sie berichtete von ihrem 
kürzlich stattgefundenen Besuch in Kiew, Butscha und Irpin – den Schauplätzen der schlimmsten Gewalt im 
Krieg Russlands gegen die Ukraine. Mit der Fortsetzung des Krieges würden noch viele unschuldige Menschen 
getötet werden, bedauerte sie und sicherte der Ukraine die volle Solidarität der OSZE PV zu. Sie versprach, sich 
weiterhin unermüdlich für das Recht auf ein Leben in Frieden einzusetzen. Präsidentin Cederfelt betonte, dass die 
OSZE PV seit Beginn der Feindseligkeiten in der Ukraine im Jahr 2014 eine einheitliche Position vertrete, welche 
die illegale Annexion der Krim und der Stadt Sewastopol verurteile. Die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE habe stets auf eine Lösung des Konflikts durch die vollständige und loyale Umsetzung der Minsker Ver-
einbarungen gedrängt. Die Generalsekretärin der OSZE, Helga Schmid, betonte, dass die Kernprinzipien der 
OSZE, auf die man sich in Helsinki vor fast 50 Jahren geeinigt hatte, weiter die Grundlage für Frieden und Freiheit 
in der OSZE-Region seien. Sie beteuerte, dass das Auslaufen der OSZE-Missionen in der Ukraine nicht das Ende 
des Engagements der OSZE in der Ukraine sei. Man werde der Ukraine weiter praktische Unterstützung anbieten. 
Darüber hinaus werde die viel geschätzte Arbeit der OSZE in Zentralasien und auf dem Balkan fortgesetzt, um 
den Menschen in den Regionen konkret zu helfen, Frieden, Sicherheit und Stabilität zu sichern und die gemein-
samen Werte zu festigen. 
In der allgemeinen Aussprache drückte Abgeordneter Michael Georg Link seine Solidarität mit der Ukraine aus 
und unterstrich die Notwendigkeit, den Krieg zu gewinnen sowie den Aggressor zu besiegen. Er mahnte, neben 
Russland auch China im Fokus der Aufmerksamkeit zu behalten. China habe eine eigene Auslegung von 
Demokratie und dessen wirtschaftliches und geostrategisches Handeln habe große Auswirkungen auch auf den 
OSZE-Raum. Delegierter Mykyta Poturaiev (Ukraine) erklärte, die bisherigen Ansätze zur Wahrung von Frieden 
und Sicherheit seien überholt und eine neue Sicherheitsarchitektur müsse geschaffen werden. Diese müsse auf 
den Grundsätzen von Respekt, Integrität, Kultur, Sprache, Freiheit und Vertrauen zwischen den Ländern basieren. 
Der Krieg in der Ukraine habe nicht erst mit den Angriffen vom 24. Februar 2022 begonnen, sondern dauere 
bereits seit der Annexion der Krim an, unterstrich Delegierte Yevheniia Kraychuk (Ukraine). Delegierte Hanna 
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Lichman (Ukraine) ergänzte, neunzig Prozent der Ukrainerinnen und Ukrainer sähen einen Sieg als den einzigen 
Weg an, den Krieg zu beenden. Im anderen Falle seien alle Opfer vergebens gewesen. Sie befürchte, die Kämpfe 
könnten sich auch auf die Nachbarländer ausweiten. Darüber hinaus führe der Krieg zu steigenden Energiepreisen 
und Lebensmittelengpässen. Delegierter Vadym Halaychuk (Ukraine) stellte einen Drei-Punkte-Plan zur Unter-
stützung der Ukraine vor: Erstens die Lieferung von Waffen, zweitens Sanktionen gegen Russland und drittens 
humanitäre Hilfe. Auf der Geber-Konferenz in Lugano für den Wiederaufbau der Ukraine seien wichtige Projekte 
besprochen und mit der Planung des Wiederaufbaus nach dem Krieg begonnen worden; dies sei eine große Hilfe 
für sein Land. Delegierter Pavlo Frolov (Ukraine) bedankte sich für die empfangene Unterstützung und die Soli-
daritätsbekundungen. Gleichzeitig forderte er die vermehrte Lieferung von schweren Waffen sowie Raketenab-
wehrsystemen und bat um finanzielle Unterstützung für den Wiederaufbau. Er forderte Sanktionen und Strafen 
gegen Russland. Notwendig sei außerdem die nukleare Abrüstung Russlands. Neben dem Krieg in der Ukraine 
wurden der Friedensprozess zwischen Armenien und Aserbaidschan, Fragen des Klimawandels sowie die Stär-
kung der Demokratien, Sicherung von Menschenrechten und Pressefreiheit als auch Fragen der Gendergerechtig-
keit von Delegierten thematisiert. 

5 Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit 
Der Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit tagte unter der Leitung des Vorsitzenden Richard 
Hudson (USA). Auf der Tagesordnung standen der Bericht und der Entschließungsentwurf des Berichterstatters 
Laurynas Kasciunas (Litauen), in dem alle aktuellen und langfristigen Konflikte im OSZE-Raum und weitere 
Bedrohungen für den OSZE-Raum zur Sprache kommen. Außerdem befassten sich die Ausschussmitglieder mit 
den drei an sie überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenständen sowie den dazu vorgelegten Änderungsanträ-
gen. 
Berichterstatter Laurynas Kasciunas (Litauen) verurteilte in seinem Bericht den anhaltenden Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine aufs Schärfste und rief die Russische Föderation zu einem sofortigen Waffenstillstand auf. Er 
appellierte an die Teilnehmerstaaten, in großer Geschlossenheit die Aggression der Russischen Föderation zu 
stoppen. Die Sanktionen müssten aufrechterhalten werden, bis die vollständige Souveränität der Ukraine wieder 
hergestellt sei. Der Berichterstatter schloss in seine Kritik auch Belarus ein, von dessen Gebiet aus Luftschläge 
auf die Ukraine ausgeführt wurden. Die unabhängige internationale Untersuchungskommission im Auftrag des 
UN-Menschenrechtsrates und des Internationalen Strafgerichtshofes müsse mutmaßliche Kriegsverbrechen in der 
Ukraine untersuchen und ahnden. Er unterstrich die Bedeutung, die derzeitige Situation analytisch aufzuarbeiten, 
um die Teilnehmerstaaten widerstandsfähiger zu machen und auf künftige Herausforderungen besser reagieren 
zu können. Der amtierende Vorsitzende der OSZE, der polnische Außenminister Zbigniew Włodzimierz Rau 
betonte in seinen Worten an die Delegierten, dass das internationale Recht der Ukraine Recht gebe und die Rus-
sische Föderation keinerlei rechtliche Gründe für eine Aggression hatte und habe. Daraus folgere er, dass die 
Ukraine als Opfer der russischen Aggression entscheiden könne, wann und zu welchen Bedingungen die Diplo-
matie greifen und Verhandlungen für einen Waffenstillstand aufgenommen werden können. In der Diskussion 
über den Entschließungsentwurf, zu dem 31 Änderungsanträge vorlagen, wurden auch die Spannungen zwischen 
Zypern und der Türkei in der Gasexploration und bezüglich Nordzypern thematisiert und dabei beide Konflikt-
parteien daran erinnert, gemeinsam NATO-Verbündete zu sein und verantwortlich zu handeln. Delegierte aus 
Georgien warben aufgrund der zunehmenden russischen Aggression für eine NATO-Mitgliedschaft ihres Landes. 
Darüber hinaus wurden Fortschritte bei den nachbarschaftlichen Beziehungen auf dem Westbalkan angemahnt 
und über Chancen und Hindernisse beim Friedensprozess zwischen Armenien und Aserbaidschan debattiert. 
Die Ausschussmitglieder nahmen die Entschließung inklusive einiger Änderungen sowie die folgenden vom Stän-
digen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenstände an: 
– Opfer des Terrorismus (vorgelegt von Reinhold Lopatka, Österreich)
– Die arktische Region (vorgelegt von Bryndís Haraldsdottir, Island)
– Wirksames Engagement der Jugend für sichere, integrative und demokratische Gesellschaften (vorgelegt

von Farima Karimi, Niederlande)

6 Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt 
Der Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt tagte unter der Lei-
tung von Pere Joan Pons (Spanien). Auf der Tagesordnung standen der Bericht und der Entschließungsentwurf 
der Berichterstatterin Gudrun Kugler (Österreich) zum Generalthema der Tagung. Ebenso befassten sich die 
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Delegierten mit drei überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenständen sowie den dazu vorgelegten Änderungs-
anträgen. 
Nach einer Einführung in die Thematik durch den Vorsitzenden schilderte Arthur Gerasymov (Ukraine), stell-
vertretender Vorsitzender des Ausschusses, die Auswirkungen des Krieges auf die Umwelt in der Ukraine und 
die Gesundheit der Bevölkerung. Er sprach von Umweltverbrechen, da durch die russischen Angriffe ganze Land-
striche zerstört worden seien. Durch den Einmarsch befänden sich Munition, Minen und Blindgänger auf dem 
Staatsgebiet, sodass ganze Regionen verseucht seien und saniert werden müssen. Dies beeinflusse nicht nur die 
ökologische Situation in der Ukraine, sondern auch in den Nachbarländern. Arthur Gerasymov berichtete zudem, 
dass 25 Millionen Tonnen landwirtschaftlicher Erzeugnisse nicht geerntet werden könnten, sodass es zu einer 
Nahrungsmittelkrise kommen werde, die sich vermutlich weltweit auswirken werde. Diese habe das Potential, 
Migrationsbewegungen zu verursachen, die insbesondere Europa treffen würden. Er berichtete weiter von der 
Verabschiedung eines Gesetzes in der Ukraine, welches die Verlagerung strategischer Betriebe im Katastrophen-
fall regele und empfahl, ähnliche gesetzliche Regelungen in den Teilnehmerstaaten anzustreben, um im Ernstfall 
vorbereitet zu sein. Mit Blick auf den Bildungsbereich berichtete Artur Gerasymov, dass der Unterricht an Schu-
len ohne Unterbrechung weiter durchgeführt worden sei, da bereits während der Pandemie in technische Unter-
richtsmethoden investiert wurde. Abschließend bat er, die wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland zu stoppen 
und um die Lieferung weiterer Waffen. 
Um in der zweiten Dimension bei den dringendsten Fragen Fortschritte zu erzielen, betonte die Berichterstatte-
rin Gudrun Kugler (Österreich) bei der Vorstellung ihres Berichts den Zusammenhang zwischen Wirtschaft und 
Umwelt und deren sicherheitsrelevanten Implikationen. Darüber hinaus seien die Auswirkungen des Krieges in 
der Ukraine auf die Menschen, die Umwelt und die Wirtschaft verheerend. Parlamentarier seien die treibende 
Kraft des Wandels und sollten sich für die Umsetzung der Vorschläge der Erklärung von Birmingham in den 
Teilnehmerstaaten stark machen. In der Diskussion zum Entschließungsentwurf, zu dem 17 Änderungsanträge 
vorlagen, wurden neben den Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf Wirtschaft und Umwelt, über die 
Überwindung der Folgen der Pandemie sowie über die Themen Klimaneutralität, grüne Energie und Nahrungs-
mittelsicherheit debattiert. Nachdem die Mehrheit der Anwesenden sich zustimmend zu Sanktionen gegen Russ-
land geäußert hatte, erklärte ein Delegierter der mongolischen Delegation, die Nutzung der Sanktionen habe auch 
negative Auswirkungen auf kleinere Länder, welche gar nicht Konfliktparteien seien. Diese indirekten, sekundä-
ren Sanktionen machten ein wirtschaftliches Wachstum dieser Länder unmöglich. Er fuhr fort, dass Autarkie mit 
Blick auf die gegenwärtigen Krisen zwar vernünftig klingen möge, aber zu ungewolltem Protektionismus führe. 
Nach dem zweiten Weltkrieg habe es Bemühungen gegeben, weltweit wirtschaftlich zusammenzuarbeiten, um 
die wirtschaftliche und soziale Kluft nach dem Krieg zu überwinden. All diese Bestrebungen würden derzeit 
vernichtet werden. 
Die Ausschussmitglieder nahmen die Entschließung inklusive einiger Änderungen sowie die folgenden vom Stän-
digen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenstände an: 
– Verhaltenskodex für die Mitglieder der parlamentarischen Versammlung der OSZE (vorgelegt von Irene

Charalambides, Zypern)
– Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen in der OSZE-Region (vorgelegt von Askar Sha-

kirov, Kasachstan)
– Beschleunigung der grünen Energiewende (vorgelegt von John Aldag, Kanada).

7 Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen
Der Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen tagte unter der Leitung des stellvertre-
tenden Vorsitzenden, Abgeordneten Georg Michael Link. Auf der Tagesordnung standen der Bericht und der 
Entschließungsentwurf des Berichterstatters Johan Büser (Schweden) zum Generalthema der Tagung. Außerdem 
befassten sich die Ausschussmitglieder mit drei überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenständen sowie den 
dazu vorgelegten Änderungsanträgen. 
Johan Büser erinnerte bei der Vorstellung seines Berichtes daran, dass die Gewährleistung inklusiver und wider-
standsfähiger Demokratien, die die Menschenrechte und die OSZE-Prinzipien in vollem Umfang achten, im Vor-
dergrund der Arbeit der OSZE PV stehen sollte. Die Bekämpfung der COVID-19-Pandemie sei in vielen Teil-
nehmerstaaten als Anlass genommen worden, Bürger- und Freiheitsrechte einzuschränken. Dies gefährde die 
Rechtstaatlichkeit und die Demokratie. Nur unabhängige und lebendige Zivilgesellschaften seien der Garant für 
offene und freie Gesellschaften. Mit Blick auf den Krieg in der Ukraine forderte er die Einhaltung des humanitären 
Völkerrechts und den Zugang der Menschen im Kriegsgebiet zu Hilfslieferungen. In der Diskussion über den 
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Entschließungsentwurf, zu dem 17 Änderungsanträge vorlagen, hob der deutsche Delegationsleiter, Abgeordneter 
Robin Wagener, hervor, dass unsere gemeinsamen Werte durch den Krieg in der Ukraine akut bedroht seien und 
die Beendigung des Krieges oberste Priorität haben müsse. Die Ukraine funktioniere trotz des Krieges als parla-
mentarische Demokratie während Russland die Autokratie festige. Er rief dazu auf, Demokratien zu stärken, um 
weiterhin in einer Welt leben zu können, in der Meinungsfreiheit und Rechtstaatlichkeit herrsche, in der Menschen 
sich frei bewegen könnten und in der es eine freie Presse und freie Meinungsäußerungen gebe, in der verschiedene 
Religionen toleriert und Minderheiten keine Angst sowie Frauen die gleichen Rechte wie Männer hätten. In der 
weiteren Debatte waren der Krieg in der Ukraine und dessen Auswirkungen das beherrschende Thema, des Wei-
teren wurde über Genderfragen und die Bekämpfung von sexualisierter Gewalt debattiert. 
Die Ausschussmitglieder nahmen die Entschließung inklusive verschiedener Änderungen sowie die folgenden 
vom Ständigen Ausschuss überwiesenen zusätzlichen Beratungsgegenstände an: 
– Bekämpfung von Gewalt gegen Journalistinnen und Politikerinnen (vorgelegt von Hedy Frey, Kanada)
– Die Bedeutung der menschlichen Dimension im Zusammenhang mit den aktuellen Bedrohungen für die Si-

cherheit im OSZE-Raum, die sich aus der Aggression Russlands gegen die Ukraine ergeben (vorgelegt von
Grzegorz Bierecki, Polen)

– Gewährleistung der Sicherheit von Journalisten in Krisengebieten (vorgelegt von John Whittingdale, Verei-
nigtes Königreich)

Berlin, den 18. April 2023 

Robin Wagener  
Delegationsleiter 
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PREAMBLE 

We, Parliamentarians of the OSCE participating States, have met in annual session in Birmingham from 2 to 
6 July 2022 as the Parliamentary dimension of the OSCE to assess developments and challenges relating to secu-
rity and co-operation, and we offer the following views to the OSCE Ministers. 
We wish every success to the next OSCE Ministerial Council and bring to its attention the following declaration 
and recommendations. 

CHAPTER I 
POLITICAL AFFAIRS AND SECURITY 

1. Alarmed by the unprovoked Russian war of aggression against Ukraine, facilitated by Belarus as co-ag-
gressor, which constitutes a gross violation of the fundamentals of international law, including a severe breach of
the OSCE’s commitments and principles, the Charter of the United Nations (UN), and the Geneva Conventions,
and thus poses a great threat to the civilian population and infrastructure of Ukraine and jeopardizes the security
architecture of Europe and the whole OSCE region,
2. Recalling the OSCE Parliamentary Assembly's Resolution on Clear, Gross and Uncorrected Violations of
Helsinki Principles by the Russian Federation, adopted at its 23rd Annual Session in 2014, and the Resolution on
The Continuation of Clear, Gross and Uncorrected Violations of OSCE Commitments and International Norms
by the Russian Federation, adopted in 2015, whereby in the former it is underscored that „the Russian Federation
has, since February 2014, violated every one of the ten Helsinki principles in its relations with Ukraine, some in
a clear, gross and thus far uncorrected manner, and is in violation with the commitments it undertook in the
Budapest Memorandum, as well as other international obligations,” and welcoming the adoption of the UN Gen-
eral Assembly Resolution on Aggression against Ukraine and the order of the International Court of Justice on
the Russian Federation to immediately suspend the military operations that commenced on 24 February 2022,
3. Welcoming the fact that 45 OSCE participating States, supported by Ukraine, initiated the OSCE Moscow
Mechanism in order to collect evidence of the alleged massive atrocities and war crimes and crimes against hu-
manity in Ukraine committed by the Russian Federation with the help of Belarus as co-aggressor,
4. Acknowledging the value of the OSCE Special Monitoring Mission’s rigorous work, which delivered its
mandate under a heightened level of volatility and security uncertainties, and expressing regret over the lack of
international unity and consensus over the mandate renewal for the OSCE Special Monitoring Mission due to the
Russian Federation’s uncompromising stance,
5. Recalling the OSCE PA report „The Nemtsov Murder and Rule of Law in Russia” of 20 February 2020,
and determined to ensure all those responsible for this murder are brought to account,
6. Underlining its unwavering support and solidarity with all those in the Russian Federation and Belarus who
are persecuted by the regimes in Moscow and in Minsk for protesting against the Russian Federation’s war of
aggression against Ukraine, perpetrated with the complicit participation of Belarus,
7. Seriously concerned about the attempts to destabilize the situation in the Transdniestrian region of the
Republic of Moldova,
8. Noting the final decision and declarations of the 28th Ministerial Council in Stockholm, including the
Statement on the negotiations on the Transdniestrian settlement process in the „5+2“ format,
9. Underscoring the importance of security and stability and the related establishment of good-neighbourly
relations between Armenia and Azerbaijan, aimed at sustainable peace and development throughout the South
Caucasus, and supporting the continued engagement of the OSCE in this context, while encouraging the wider
international community to support multilateral efforts in assisting the parties to that end by facilitating direct
talks, and promoting confidence-building measures and abstention from the use of force,
10. Expressing deep regret over the unresolved conflict between the Russian Federation and Georgia since
2008, and underscoring the necessity of full implementation by the Russian Federation of the EU-mediated 12
August 2008 Ceasefire Agreement, as well as the decision by the European Court of Human Rights of January
2021,
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11. Emphasizing the deteriorating situation in Afghanistan, which has paved the way for cross-border threats,
organized crime, the spread of radicalization and violent extremism, terrorism, the illicit trafficking of drugs and
weapons, and a spill-over effect on the security of the bordering Central Asia States,
12. Noting with concern the deteriorating situation in Belarus, in particular the violation of international human
rights obligations, attempts to instrumentalize illegal migrants, mass repression and oppression of opposing
voices, and the overall lack of commitment to OSCE principles and values,
13. Acknowledging the undeniable repercussions of the emerging digital realm, which require prioritizing the
cybersecurity agenda and protecting critical and civilian infrastructure from cyber threats emanating against and
across the OSCE region,
14. Reiterating full support for the initiatives of the Polish Chair-in-Office, including the Renewed OSCE Eu-
ropean Security Dialogue and the prioritization of the human-centred security approach,
15. Noting the indispensable and valuable role of women and youth in preventing, managing and resolving
conflicts, as well as enhancing durable stability and security across all OSCE participating States,
16. Emphasizing that transparent and accountable arms control, disarmament and non-proliferation, and con-
trol of armed forces remain indispensable components of the common military and political stability within the
OSCE area,
17. Recalling the importance of the Code of Conduct on Politico-Military Aspects of Security adopted on 3
December 1994 as a key document for the democratic oversight of the security sector and for the application of
the provisions of international humanitarian law and the law of armed conflict, and reiterating the guiding norms
and principles prompting armed forces to operate with full respect for human rights and fundamental freedoms,
including during armed conflicts,
18. Recognizing that the unprecedented security risks stemming from the Russian Federation’s war of aggres-
sion against Ukraine, heightened tensions, protracted conflicts, terrorism and violent extremism, the instrumen-
talization of migrants, use of destabilizing cyberwarfare, and unprecedented distrust and diminishing confidence
in multilateralism and co-operation in the OSCE region require all participating States to recommit to OSCE
principles; namely, in the dimension of political affairs and security, in order to uphold the security architecture
built on the premises of the Helsinki Final Act and the Charter of Paris in full conformity with international law,
19. Reiterating the role of the OSCE as an effective all-inclusive platform where, through the facilitation of
diplomatic efforts and co-operation, participating States can rebuild basic trust and confidence, de-escalate long-
standing hostilities, enhance sustainable peace, comprehensive security and democracy, and revitalize the shared
values and principles of the OSCE region,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
20. Condemns in the strongest terms the Russian Federation’s ongoing war of aggression against Ukraine,
facilitated by Belarus as co-aggressor, the Russian Federation’s illegal occupation and annexation of Crimea and
illegitimate „recognition“ and occupation of Luhansk and Donetsk regions, calls upon the Russian Federation to
establish an immediate ceasefire and withdraw Russian troops from the whole of Ukraine, and urges all sides to
engage in negotiations aimed at peaceful resolution of the crisis, with full respect for Ukraine’s sovereignty and
territorial integrity;
21. Reaffirms the Reagan–Gorbachev dictum that a nuclear war cannot be won and
must never be fought, and urges all nuclear-armed and allied States to implement this through no-first-use decla-
rations and agreements, and by further reducing the role of nuclear weapons in security doctrines; 
22. Expresses deep regret over the casualties in Ukraine, sympathy for all those affected by the war, including
displaced persons and refugees, and grave concern over credible and mounting evidence of war crimes against
civilians in Ukraine, including murder, rape and forced deportation, and urges the OSCE participating States to
support international humanitarian organizations and authorities of Ukraine and neighbouring countries in their
efforts to ensure unhindered evacuation, humanitarian assistance and overall safety for all internally displaced
people and refugees;
23. Welcomes the re-invocation of the Moscow Mechanism by 45 OSCE participating States, gravely con-
cerned about the continuing humanitarian and human rights impact of the Russian Federation’s war of aggression,
and expresses support for the work of the independent international commission of inquiry mandated by the UN
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Human Rights Council and the ongoing proceedings at the International Criminal Court, which is conducting an 
investigation into alleged war crimes committed by any party to the conflict on any part of the territory of Ukraine; 
24. Demands the immediate release of all those in the Russian Federation and Belarus who are persecuted by
the regimes in Moscow and in Minsk for protesting against the Russian Federation’s war of aggression against
Ukraine, perpetrated with the complicit participation of Belarus, including prominent Russian opposition leader
Vladimir Kara-Murza, and encourages OSCE participating States to intensify their efforts to ensure that those
responsible for the murder of Boris Nemtsov are brought to justice;
25. Reiterates full support for the work of OSCE field missions, which play a key role in providing fact-based
and valuable intelligence necessary for all aspects of the OSCE’s comprehensive security dimensions, especially
within the first dimension, and thus calls for the restoration of the mandate of the OSCE’s Special Monitoring
Mission to Ukraine;
26. Encourages the intensification of results-oriented mediation efforts and negotiations in the framework of
the existing platforms for conflict resolution, and calls on the parties to conflicts to immediately cease all hostili-
ties and engage in dialogue to achieve comprehensive and long-lasting peace in full respect for the sovereignty,
territorial integrity and inviolability of the internationally recognized borders of Ukraine, Georgia and the Repub-
lic of Moldova;
27. Emphasizes the necessity of maintaining consistent dialogue and results-oriented engagement for the com-
prehensive, peaceful, and viable settlement of the Transdniestrian conflict in the „5+2“ format based on the sov-
ereignty and territorial integrity of the Republic of Moldova within its internationally recognized borders, with a
special status for Transdniestria that fully guarantees the human, political, economic and social rights of its pop-
ulation;
28. Calls on the Russian Federation to end its occupation of the Georgian territories of Abkhazia and Tskhinvali
and engage constructively in the Geneva International Discussions;
29. Recommends the intensification of the involvement of the OSCE Mediterranean Partners for Co-operation
(Algeria, Egypt, Israel, Jordan, Morocco and Tunisia) in joint efforts aimed at co-operation and alleviating current
threats in the region, including transnational threats, migration crises, human trafficking and financing of terror-
ism;
30. Urges participating States to refrain from exploiting the vulnerabilities of cyberspace, weaponizing the
novel digital domain for cybercrimes, disrupting critical infrastructure, and infringing human rights, and to con-
tinue the work on implementing confidence-building measures across all OSCE participating States;
31. Calls on all participating States to leverage the potential of women and young people in their equal engage-
ment with security and peace efforts and their overall integration in the decision-making process and institution-
building, including local government and international platforms;
32. Urges all participating States that have not already done so to develop and implement national action plans
on women, peace and security, as required by UN Security Council Resolution 1325, which constitutes a com-
prehensive agenda for the full involvement of women in maintaining all peace and security efforts;
33. Urges all participating States to be guided by UN Security Council Resolution 2250 on Youth, Peace and
Security, which emphasizes that youth constitute a priority in ensuring and promoting peace and security, and
thus encourages all OSCE participating States to empower youth representatives and galvanize their engagements
with all stakeholders at the local, national and international levels in line with this UN resolution;
34. Urges participating States to reinvigorate the debate over the revitalization of the Treaty on Open Skies
and the full implementation and revision of the Vienna Document in line with new security challenges on the
ground;
35. Encourages all participating States to sign the Treaty on the Prohibition of Nuclear Weapons of 2017 in
light of the deterioration of critical nuclear security, which could have dire consequences for the OSCE region
and beyond;
36. Calls on participating States to put an end to any flagrant contraventions of OSCE commitments, and in-
stead to re-commit to and consistently uphold the Helsinki Principles in full conformity with international law,
which enables conditions for stabilization, peace and security in the OSCE region;
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37. Encourages all political leaders in participating States to reinvigorate the debate over European security
through the employment of the OSCE’s unique tools and multilateral negotiation frameworks, particularly by
bolstering dialogue with international partners and other stakeholders to avert crises and ensure peaceful solutions
to regional and protracted conflicts, while recalling that the inclusiveness, broad membership and principles of
the OSCE provide the basis for this.

CHAPTER II 
ECONOMIC AFFAIRS, SCIENCE, TECHNOLOGY AND ENVIRONMENT 

38. Recalling the Helsinki Final Act of 1975, in which participating States recognized that „efforts to develop
co-operation in the fields of trade, industry, science and technology, the environment and other areas of economic
activity contribute to the reinforcement of peace and security in Europe and in the world as a whole,”
39. Categorically condemning the Russian Federation’s military invasion of Ukraine, and reiterating the dis-
astrous humanitarian, socio-economic and environmental consequences of conflicts, including in terms of food
and water security,
40. Applauding the OSCE Ministerial Council Decision No. 3/21 on Strengthening Co-operation to Address
the Challenges caused by Climate Change adopted at the 28th OSCE Ministerial Council,
41. Welcoming the priorities of the Polish Chairmanship focused on promoting sustainable economic recovery,
advancing women’s economic empowerment and addressing environmental risks, and reiterating the support of
the OSCE PA for the work of the Office of the Co-ordinator of OSCE Economic and Environmental Activities in
aiding participating States to implement economic and environmental commitments in the OSCE region,
42. Supporting the focus of the OSCE’s 30th Economic and Environmental Forum on „Promoting security and
stability in the OSCE area through sustainable economic recovery from the COVID-19 pandemic“, and welcom-
ing the OSCE PA contribution in this framework,
43. Stressing the unique role of national parliaments in adopting legislation, mobilizing resources, promoting
public participation, and creating cross-regional responses to advance economic and environmental security, pro-
mote sustainable development and implement relevant international commitments in the OSCE region,
44. Alarmed that the war in Ukraine has significantly weakened security, stability, connectivity and prosperity
across the OSCE region, and condemning its devastating impact on the environment,
45. Concerned by the profound economic and social repercussions of the COVID-19 pandemic, which has
severely affected the lives of millions of citizens across the region, and cognizant that, to better mitigate the impact
of the health crisis on vulnerable communities and particularly exposed sectors, many OSCE participating States
have enacted unprecedented fiscal, monetary and financial support measures which led, inter alia, to rising sov-
ereign debt levels and higher inflation rates,
46. Confirming that, while international trade and relations have been strained by the prolonged health crisis
and the war in Ukraine, economic connectivity remains key to promoting stability and prosperity across the OSCE
region,
47. Condemning Russian use of food supplies as a weapon by blocking exports of food from Ukrainian Black
Sea ports and disrupting farming in Ukraine,
48. Stressing that the international community should learn from the COVID-19 pandemic to build resilience
against and prevent future similar crises through more responsible, forward-looking and environmentally-friendly
policies, thereby balancing our civilization’s development needs with citizens’ legitimate economic and environ-
mental concerns,
49. Underlining the goal of promoting economic security through innovation, human capital, good governance
and interconnectivity, as well as maximizing the role of the digital economy as a driver for competitiveness and
inclusive growth,
50. Taking note of demographic changes in the OSCE region that affect both economic prosperity and the
future performance of social security systems,
51. Underlining the growing migratory pressure experienced by many participating States within the context
of armed conflict, labour, development and climate, and acknowledging the significant surge in environmentally
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driven migration and displacement, to include an estimated 1.7 billion food-insecure people at additional risk of 
hunger and famine as a direct result of the Russian Federation’s war of aggression against Ukraine, 
52. Alarmed by the rise of human trafficking in a globalized economy, the growing misuse of digital technol-
ogies to exploit other human beings and the use of forced labour that is increasingly prevalent in the production
of goods and services,
53. Expressing concern over the persistent lack of transparency in the work of public entities and widely per-
ceived corruption in public offices that continue to hamper citizens’ trust in democratic institutions and processes,
54. Recalling the OSCE PA 2018 Berlin Declaration, which urged parliaments to adopt legislation to establish
or further develop anti-corruption policies and to promote best practices to ensure a genuinely free and competitive
market, as well as enable sustainable and environmentally friendly economic growth,
55. Underlining the benefits of a clean environment for socio-economic development, including reduced public
spending on medical treatment and the positive impact on work productivity, and reiterating the relevance of food
and water security across the OSCE region, especially against the backdrop of climate change and conflict,
56. Inspired by the 2030 Agenda for Sustainable Development and its 17 Sustainable Development Goals that
call for action to end poverty, protect the planet and ensure peace and prosperity for current and future generations,
57. Fully realizing that comprehensive security is not attainable without addressing several interrelated envi-
ronmental crises including climate change, biodiversity loss, unsustainable use of natural resources and pollution
in all its forms,
58. Recalling the nexus between the environment and security recognized by the OSCE PA in the 1992 Buda-
pest Declaration, as well as the notion of protecting the planet’s health to preserve our own recognized by the
Assembly in 1995 Ottawa and 1996 Stockholm Declarations,
59. Recognizing that the connection between environmental security and public health is profound and, there-
fore, should feature prominently in the international security agenda,
60. Particularly concerned that pollution, in all its forms, represents a major health hazard which should be
studied, regularly monitored and evaluated carefully, including in the context of the COVID-19 pandemic,
61. Noting with concern the latest report of the UN Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), which
underlines the „unequivocal“ threat that climate change poses to human well-being and the health of the planet,
62. Acknowledging that human-influenced climate change is increasingly disrupting weather systems, impact-
ing national economies, costing lives and affecting communities in countries around the world, and that, as such,
it must be addressed resolutely through enhanced international co-operation and co-ordination at all levels, which
takes into account its differentiated impact on different regions and individuals,
63. Welcoming the steps taken since the 2015 UN Climate Change Conference (COP21) and the adoption of
the Paris Agreement with the goal of holding the increase in the global average temperature to well below 2°C
above pre-industrial levels and pursuing efforts to limit the temperature increase to 1.5°C above pre-industrial
levels,
64. Also welcoming the outcomes of COP26 in strengthening efforts to build resilience to climate change, curb
greenhouse gas (GHG) emissions and provide the necessary finance for both, as well as the European Green
Deal’s objective to make the European Union climate neutral by 2050,
65. Recalling the OSCE PA 2019 Luxembourg Declaration, which urged parliaments
and governments of OSCE participating States to strengthen their Nationally Determined Contributions (NDCs) 
with the goal of limiting the use of fossil fuels such as oil, coal and natural gas, and replacing them with cleaner 
sources of energy while increasing energy efficiency, 
66. Welcoming the 2021 OSCE PA Parliamentary Plea for Resolute Climate Action which, inter alia, urged
OSCE governments to (1) drastically reduce GHG emissions in line with capping temperature increases at 1.5
degrees, (2) develop effective adaptation strategies, (3) mobilize the necessary financial resources and (4) co-
operate across the board,
67. Recognizing that over 70 per cent of human-caused GHG emissions stem from the energy sector, and
therefore underlining the urgent need to prioritize the greening of participating States’ energy and transportation
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networks, and industrial and heating/cooling processes, as well as to promote circular economy patterns across 
the OSCE region to support the transition to a low-carbon and more resilient future, 
68. Also stressing the benefit of carbon-neutral agricultural policies, forest conservation and management, as 
well as sustainable land use for food security, rural development and the eradication of poverty, 
69. Highlighting the need to implement a green transition that is fair and beneficial for workers, consumers, 
companies and States, including by safeguarding decent work conditions, promoting more equitable access to 
natural resources, and making our economies more resilient, innovative and competitive, 
70. Concerned by the growing instability of energy markets, as illustrated by the high volatility of prices 
prompted by a combination of geopolitical tensions, supply bottlenecks, limited storage and the rebounding of the 
economy from the COVID-19 crisis, and which contributed, inter alia, to higher inflation rates in many OSCE 
participating States, 
71. Convinced that enhancing and diversifying energy supplies towards clean energy sources is instrumental 
to achieving carbon-neutrality, alleviating energy dependency, and making energy more accessible, resilient and 
affordable for all human needs, thereby minimizing related geopolitical tensions and avoiding new forms of en-
ergy poverty, 
72. Recognizing that, in the long run, fossil fuel energy is constrained by too many environmental and social 
drawbacks while new clean energy sources are likely to become increasingly viable, and therefore determined to 
accelerate the clean energy transition, including through well-calibrated carbon pricing, the expansion of carbon-
neutral, affordable and sustainable energy strategies, and sustained investments in research and technological 
innovation, 
73. Realizing that the energy transition – intended as the global energy sector’s shift from fossil-based systems 
of energy production and consumption to cleaner energy sources – implies gradual changes and structural rup-
tures, as well as systemic shifts, 
74. Underscoring the role of private business and citizens’ cooperatives in advancing the clean energy transi-
tion, and underlining that good governance, economic diversification, social dialogue, social protection and avail-
ability of transition funds, as well as skills development, are important aspects of an equitable energy transition, 
75. Welcoming the critical contribution of science and technology in offering viable solutions to economic and 
environmental problems that the world is facing, and stressing the importance of a strong and transparent science-
policy interface to better inform critical decisions needed to tackle climate change, promote sustainable develop-
ment and economic growth, protect the environment and safeguard citizens’ health, 
76. Recognizing that the rapid digitalization process taking place across the OSCE area is generating substan-
tial changes in all spheres of life, and underlining the incredible development opportunities stemming from new 
technologies, such as artificial intelligence (AI), but also the potential threats arising from their misuse, 
77. Expressing concern about the increasingly frequent misuse of modern communication platforms to spread 
disinformation and propaganda, and manipulate public opinion, while reiterating the importance of protecting 
freedom of speech, both offline and online, 
78. Welcoming the Parliamentary Web Dialogues organized by the OSCE PA on 22 April 2020 on „The Eco-
nomic Security Fallout of the COVID-19 Pandemic“, on 22 May 2020 on „COVID-19: A turning point for envi-
ronmental protection?“, on 25 May 2021 on „Framing the Environmental Security – Public Health Nexus“ and 
on 4 February 2022 on „The Clean Energy Revolution and its Implications for the OSCE Region“ as excellent 
opportunities to share relevant parliamentary experience, interface with the scientific community and promote 
greater policy convergence around several topical issues on the agenda of the General Committee on Economic 
Affairs, Science, Technology and Environment, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
79. Reiterates its call on all OSCE participating States to redouble their efforts to identify and pursue co-oper-
ative solutions to our common economic and environmental security challenges, including those related to eco-
nomic recovery, connectivity, migration, trafficking in human beings, good governance, climate change, environ-
mental degradation, pollution, cybersecurity and disinformation; 
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80. Urges participating States to promote socio-economic development in the OSCE region and beyond – in
line with the Sustainable Development Goals – with the aim of fostering regional stability and prosperity, espe-
cially through the increased representation of women in positions of power, thereby strengthening democracy and
promoting sustainable, peaceful and whole-of-society development;
81. Calls on the OSCE participating States to strengthen co-operation to achieve sustainable economic recovery
from the COVID-19 pandemic by, inter alia, accelerating the deployment of green technologies, enhancing eco-
nomic growth and connectivity, and supporting human capital development including progressive reforms pro-
moting gender equality and the economic and social freedom of women, considering and acting upon the adverse
social and economic effects of the COVID-19 pandemic and the backsliding in equality;
82. Urges all participating States to adopt a gender-inclusive approach to economic recovery from the COVID-
19 pandemic and ensure that recovery policies incorporate an intersectional gender lens and take account of the
views of diverse groups of stakeholders, including women’s organizations and marginalized groups;
83. Urges governments, in the context of the military invasion of Ukraine, to consider effective and well-
coordinated actions in the economic and environmental spheres aimed at mitigating the impact of the conflict and
restoring international peace and security, which should bear minimal repercussions on the civilian population;
84. Urges participating States to continue to intensify economic pressure on the Russian Federation in response
to its unjustified and illegal war in Ukraine, including through the ongoing and orderly phase-out of imports of
Russian fossil fuels;
85. Calls on governments to ensure greater efforts at the OSCE and EU levels to promote an economic and
infrastructural reconstruction programme for Ukraine with the contribution of the States in the OSCE area;
86. Calls on participating States to develop initiatives for strengthening inter-generational relations and dia-
logue, enhancing the quality of life in old age and raising living standards across the whole region, and encourages
national authorities to monitor demographic changes in the OSCE region through dedicated working groups, com-
mittees and departments, with the aim of better understanding plausible causes and consequences, as well as to
consider viable strategies for remedial action, such as various family supportive measures and other measures
intended to revitalize „depopulated“ areas and countries facing demographic crisis, through policies such as in-
vestments in material and digital infrastructure, digital nomad visas, e-residency, smart working, longevity-related
policies, welfare systems for newly formed households, intergenerational housing and telemedicine;
87. Encourages the OSCE participating States to reconsider their supply of energy, spectrum-auction policies,
sales of infrastructure and companies, purchases of key communications and safety technology, and debt man-
agement with the aim of protecting their independence, particularly, but not only from China, and achieving geo-
political stability and global security;
88. Urges the OSCE participating States to promote effective, sustainable and human-rights compliant migra-
tion governance, develop adequate legal pathways for economic migration, ensure comprehensive border security
and increase international co-operation to address the socio-economic and environmental drivers of migration and
displacement, including push factors such as poverty, weak rule of law and the lack of economic opportunities in
the countries of origin;
89. Urges participating States to prioritize and ensure a proactive leadership role in economy-based develop-
ment co-operation and to create competence-based long-term strategies with clear and measurable goals to en-
hance economic co-operation with neighbouring regions in order to foster security in the OSCE region;
90. Calls upon parliaments to adopt new legislation with the aim of preventing human
trafficking in supply chains through import bans, reporting laws, disclosure laws and due diligence laws, thereby 
leveraging the power of „demand“ to break the business model of trafficking and enabling enterprises to engage 
ethically in the global market; 
91. Encourages parliaments to take action to discourage the demand fostering trafficking for sexual exploita-
tion, including by strengthening prevention and criminal justice frameworks to hold accountable those who use
victims of trafficking;
92. Calls on the OSCE participating States to establish specialized anti-trafficking units, strengthen multi-
agency co-operation and upgrade relevant policies – including by reflecting the increasingly predominant role
that technology plays in facilitating human trafficking – to effectively fight traffickers and protect the victims;
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93. Encourages OSCE participating States to strengthen their statistical and data collection mechanisms on 
victims of human trafficking, and to provide training to raise police and public prosecutor awareness of the special 
nature of human trafficking; 
94. Encourages parliaments to duly regulate issues such as conflicts of interest, transparency in party financing 
and lobbying practices, as well as to adopt and implement advanced anti-corruption legislation – including sound 
ultimate beneficial ownership laws – and oversee the independence of relevant anti-corruption authorities with 
the aim to ensure free, fair and competitive markets, as well as promote sustainable economic growth; 
95. Urges participating States to take measures to strengthen their systems against the corrupt influence of 
Russian oligarchs and other transnational kleptocrats, including through regulation of the enablers of kleptocracy, 
which may include lawyers, accountants and other financial gatekeepers; 
96. Urges governments to establish effective internal and external controls and audits, thus enhancing trans-
parency and accountability of public authorities, and to adopt and implement robust regulatory frameworks in-
tended to mitigate risks relating to money laundering and terrorist financing, in line with relevant international 
standards; 
97. Calls on governments of the OSCE participating States to redouble coordinated  
efforts in the implementation of the 2030 Agenda for Sustainable Development and relevant OSCE commitments, 
duly reconciling global economic progress with social justice and the preservation of the environment, and urges 
national parliaments to develop coherent and well-informed legislative proposals in this context; 
98. Prompts participating States to redirect efforts towards shaping a truly sustainable, carbon-neutral devel-
opment model in which environmental, economic, social and public health factors are duly factored in, and to 
implement policies such as well-calibrated carbon taxes, effective emission trading systems and subsidies for low-
carbon industries and agriculture to leverage incentives toward a more green and healthy economy; 
99. Urges the OSCE participating States to increase their efforts in the protection of the environment, sustain-
able use of natural resources, and the conservation and restoration of ecosystems and biodiversity and to integrate 
nature-based solutions into adaptation strategies that consider social, economic and cultural co-benefits for local 
communities; 
100. Calls on national authorities to regularly monitor the status of the environment and strengthen efforts aimed 
at identifying the main causes of environmental degradation, better understanding how the latter affects different 
public health components and proposing viable solutions to protect citizens’ health, especially in the context of 
pollution and microplastic and nanoplastic particles; 
101. Encourages OSCE participating States to enhance transboundary co-operation and integrated management 
of transboundary waters by strengthening agreements and institutional arrangements, as a key element for the 
realization of peace and regional economic integration benefits; 
102. Calls on participating States to further their knowledge of the fundamental interconnection between pov-
erty, health and pollution and the implementation of appropriate integrated actions; 
103. Urges the OSCE participating States to drastically cut their GHG emissions in line with the Paris Agree-
ment and the COP26 Glasgow Conclusions – including by committing to progressively more ambitious emission 
reduction targets through realistic NDCs aimed at capping temperature increases at 1.5ºC – and to boost the low-
carbon energy transition by enhancing and diversifying clean energy sources, incentivizing energy efficiency, 
prioritizing clean energy technologies and making economically viable new sources of clean energy, including 
through sharp reductions of public subsidies to fossil fuels; 
104. Calls on participating States to enhance early warning systems, improve hazard mapping, increase capacity 
for disaster preparedness and response, and set up contingency funding plans to prepare for the increased fre-
quency of climate-related shocks; 
105. Calls on participating States to strengthen their co-operation in fighting wildfires, in particular through the 
dispatch of personnel and equipment and the interaction of air assets, and welcomes the creation of the European 
Centre of Expertise for Civil Security in Nîmes Garons (Nemausus project), bringing together European research-
ers, entrepreneurs and pilots in joint projects to which they all contribute their expertise; 
106. Encourages the OSCE participating States to support a community-based approach in adapting to climate 
change, which should be focused on local communities’ priorities, needs, knowledge and capacities, including the 
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differentiated needs of women and men as well as the elderly and children, low-income groups and people with 
disabilities, thus empowering people to better plan for and cope with the impact of climate change; 
107. Exhorts the OSCE participating States to meet existing financial commitments and come forward with new
ambitious climate finance pledges, and prompts the mobilization of private financial flows towards climate action
by implementing incentives to support lending and investment into green projects, including through the adoption
of appropriate regulatory frameworks;
108. Urges national parliaments to adopt coherent legislation, mobilize adequate resources and actively monitor
the implementation of the Paris Agreement commitments, thereby facilitating interdisciplinary knowledge-shar-
ing, promote public participation and build critical public support for resolute climate action;
109. Urges participating States to avoid dependency on any one source of energy supply and on the energy
resources of the Russian Federation in particular;
110. Urges parliamentarians to ensure that citizens are placed at the core of the energy transition process, and
that costs and benefits are distributed evenly throughout society, including through financial support mechanisms
and suitable policies, so that no one is left behind;
111. Calls on the OSCE participating States to harness the opportunities offered by science, digitalization and
technological innovation to support the green transition, ensure inclusiveness and develop effective, coherent and
well-informed responses to the many interrelated economic and environmental challenges affecting the region;
112. Calls on participating States to keep abreast of developments in the field of new technologies – and in
particular of AI – and ensure that citizens and their security needs remain at the core of all relevant efforts, in-
cluding by promoting multi-stakeholder dialogues, making sure that critical decisions are taken by humans and
introducing mandatory labelling when dealing with AI;
113. Urges the establishment of a permanent technical panel within the OSCE, assisted by private stakeholders
in the sector, dedicated to cryptocurrencies: studying this technological and economic trend; disseminating crypto-
policy best practices among participating States; facilitating implementation of large-scale programmes providing
education on cryptocurrencies and on business in general; and exploring the potential impacts of cryptocurrencies
for the „unbanked“ population, economic migrants and political refugees, as well as their potential impacts in
situations of economic crisis, currency devaluation, conflict and human rights violations;
114. Encourages OSCE participating States to promote greater economic resilience through alternative pro-
cesses and analogue backup plans for critical supply chains and infrastructure services;
115. Urges parliaments of the OSCE participating States to develop balanced legislative frameworks to prevent
the misuse of social media platforms in spreading disinformation and propaganda, including by ensuring that their
algorithms are clear, transparent and impartial and by strengthening information literacy, particularly among chil-
dren and youth, while also safeguarding freedom of speech and protecting children and youth in the online sphere,
in particular with regard to violence, gambling, pornography and psychological dependency;
116. Invites the General Committee on Economic Affairs, Science, Technology and Environment of the OSCE
PA to continue raising awareness and providing an open platform to share experiences, interface with the scientific
world and foster policy convergence around key economic and environmental security challenges in the OSCE
region, including through dedicated initiatives in partnership with the OSCE Executive Structures and other rele-
vant actors.

CHAPTER III 
DEMOCRACY, HUMAN RIGHTS AND HUMANITARIAN QUESTIONS 
„Human Security for All as a Basis for European Security“ 

117. Acknowledging that for many people within the OSCE region, respect for fundamental freedoms and hu-
man rights, as agreed in the Helsinki Final Act and other key OSCE documents, remains an unfulfilled promise,
118. Recognizing that the COVID-19 pandemic produced a further strain on respect for human rights and dem-
ocratic principles, negatively impacted gender equality, and further exacerbated socio-economic disparities be-
tween many groups in our societies,



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 17 – Drucksache 20/6691

119. Extremely concerned that the unprovoked attack by Russian Federation forces upon the people of Ukraine
has once again brought war to the centre of Europe and resulted in countless casualties and displaced persons,
120. Condemning the Russian Federation’s illegal naval blockade of the Black Sea ports of Ukraine, a leading
exporter of wheat and other grains, which along with the higher cost of fertilizer and the disruption of agricultural
production is exacerbating global food insecurity and causing a humanitarian crisis in countries, including some
of the world’s least developed and most vulnerable, which rely on Ukrainian agricultural exports to feed their
populations,
121. Reiterating that international humanitarian law must be respected and that access to humanitarian aid is a
fundamental right of people living in conflict zones and people on the move,
122. Alarmed about credible reports of patterns of violence by Russian troops against civilians in Ukraine that
may be considered war crimes, crimes against humanity or genocide, including killings, executions, rapes, forced
deportations and targeting of civilian infrastructure, including schools and hospitals,
123. Alarmed at Russian targeting and destruction of Ukraine’s national heritage and cultural property, includ-
ing churches, museums, historic buildings, libraries and Holocaust sites, which reflect denial of the Ukrainian
identity and history,
124. Recognizing that a vibrant civil society, independent of state structures and free from their interference, is
vital to a stable and prosperous society, and that non-governmental organizations are important avenues for voic-
ing public opinions and shaping policies and serve as key partners for parliamentarians,
125. Concerned by efforts in some participating States to extend state control over or increase regulation of the
actions of civil society and non-governmental organizations,
126. Disturbed that in many OSCE participating States women remain under-represented in political life, and
further disturbed by a resurgence of patriarchal-based policies in some participating States,
127. Noting with regret that discrimination on the basis of race, gender identity, religion, ethnicity, sexual ori-
entation and other grounds remains a real factor impacting minority communities in all OSCE participating States,
128. Expressing deep concern regarding a continued increase in the number of political prisoners across the
OSCE region, including cases of activists and public figures being detained, arrested, convicted and otherwise
punished for political motives, as well as all other citizens who have faced similar retaliation for nothing more
than acting upon their rights and freedoms as contained in the Helsinki Final Act,
129. Deeply convinced that independent media and an open exchange of information and views, with minimal
state regulation, are fundamental to a healthy, informed and secure society, accountable systems of government
and a democratic state,
130. Concerned over the mass circulation of disinformation, accelerated by technological advances, and noting
with deep concern that some participating States have used state media to distribute disinformation and evidently
false narratives, in particular the Government of the Russian Federation, which has used lies and hateful rhetoric
both abroad and within its controlled media sphere as an additional weapon in its unjustifiable attack on Ukraine,
131. Noting with regret that intimidation and violence against journalists and media actors, in particular women
and those experiencing marginalization, continue to pose a serious threat to the democratic functioning of our
societies, and mindful of the responsibility that state representatives, including parliamentarians, have in con-
demning the targeting of journalists,
132. Determined to correct deficiencies in the respect for the human rights of our populations,
The OSCE Parliamentary Assembly:
133. Condemns the invasion of Ukraine by the Government of the Russian Federation aided and abetted by the
Government of Belarus, as a flagrant violation not only of the sovereignty of Ukraine and its territorial integrity,
but as an attack against the human rights and fundamental freedoms, most notably of the right to life, of the people
of Ukraine;
134. Stresses that the need for increased focus and military spending that participating States may feel necessary
as a result of the Russian Federation’s attack and disregard for the founding principles of the OSCE should not
come at the expense of the socio-economic well-being and human security of their population;
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135. Calls upon the OSCE Secretariat and participating States to continuously monitor the situation in Ukraine
with an aim to redeploying a strong OSCE presence in Ukraine to help ensure the security of and support for the
humanitarian needs of its population;
136. Calls on the Russian Federation to immediately release all Special Monitoring Mission (SMM) personnel
remaining in illegal detention and to end the campaign of denigration against the SMM conducted by the Russian
Federation and its proxies;
137. Firmly condemns the targeting of civilians as part of the war in Ukraine, including apparent mass killings
in Bucha, Borodyanka and other cities of Ukraine, and calls for all war crimes and crimes against humanity to be
fully investigated and those responsible to be held accountable;
138. Urges participating States to accede to and respect the Geneva Convention for the Amelioration of the
Condition of the Wounded and Sick in Armed Forces in the Field (12 August 1949); treat with dignity, care for
the wounded and ensure the evacuation of civilian casualties; and accede to and comply with the Convention on
Anti-Personnel Landmines of 18 September 1997 (Ottawa Convention) and the Convention on Cluster Munitions
of 3 December 2008 (Oslo Convention);
139. Welcomes the report of the OSCE Moscow Mechanism experts as an important contribution to understand-
ing the human rights violations caused by the war in Ukraine, and urges further authoritative investigations into
any and all violations;
140. Condemns Russian destruction of cultural heritage and artefacts and calls on participating States to assist
in protecting remaining cultural sites and artefacts and to incorporate restoration in any reconstruction plans;
141. Urges all military forces to enable full access by humanitarian aid agencies to all persons impacted by the
war in Ukraine, including full access to Crimea, and the Donetsk and Luhansk regions of Ukraine;
142. Stresses that sanctions imposed by many OSCE participating States on the Russian Federation for its ag-
gression against Ukraine are targeted against the leaders of the Russian Federation and not against the Russian
people, whose views are not effectively represented due to the undemocratic processes of the modern Russian
State;
143. Welcomes the extraordinary efforts of Ukrainian and neighbouring governments and people to house and
care for the millions of innocent people displaced by the war in Ukraine and the strong support and assistance by
participating States across the OSCE region;
144. Expresses its appreciation to the many OSCE participating States that have facilitated processes for reset-
tlement of refugees displaced by the war, and recalls that such efforts should be in addition to, rather than replace,
existing resettlement programmes for persons in need of protection from across the world;
145. Urges participating States to refrain from any action likely to undermine the food security of the inhabitants
of a State, in particular by destroying places of storage or blocking or using food as a means of blackmail, and
urges participating States not to damage vital civilian infrastructure (such as water pipelines or strategic sites) in
another participating State;
146. Recognizes with regret the devastating impact that conflict has on populations long after open hostilities
have ended, and urges increased diplomatic efforts to find lasting peaceful solutions to protracted conflicts in the
OSCE area;
147. Condemns the humanitarian and human rights situation which has deteriorated in Russian-occupied regions
of Georgia – Abkhazia and the Tskhinvali region/South Ossetia – as a result of the violations of fundamental
freedoms and human rights of people living there, various forms of discrimination against ethnic Georgians, and
the obliteration and alteration of Georgian features from Georgian cultural heritage monuments in both regions,
as a direct consequence of the Russian Federation’s ongoing occupation and „russification“ policy;
148. Calls upon participating States to prioritize a burden-sharing approach towards asylum-seekers, placing the
well-being of vulnerable people at the centre of policy responses, regardless of the origins of the migrants;
149. Recognizes the particular risks faced by vulnerable groups, in particular women and children, of falling
victim to human trafficking, and calls upon all participating States to review and, where relevant, implement the
recommendations of the OSCE Special Representative and Co-ordinator for Combating Trafficking in Human
Beings;
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150. Calls upon the parliaments of OSCE participating States to fully exercise parliamentary oversight over
government action to prevent and combat human trafficking and to contribute to efforts to raise public awareness
of those criminal activities;
151. Affirms the right of all persons to seek asylum, and condemns the increase in „pushbacks” of asylum seek-
ers in several participating States as a breach of law and of their basic human rights;
152. Stresses that the provision of life-saving aid must never be criminalized, applauds the invaluable work
carried out by non-governmental organizations and faith-based initiatives to provide humanitarian support to mi-
grants and refugees, and calls on all participating States to ensure that their legal frameworks facilitate and protect
the provision of such support by individuals and groups;
153. Reaffirms that non-governmental organizations are an important organizing mechanism for civil society,
and should be able to function with only the minimal amount of regulation required by law to serve their purposes;
154. Condemns efforts by governments in some participating States to effectively shut down the space for in-
dependent non-governmental organizations and civil society work, notably through the increasing use of admin-
istrative, legislative and legal tools, including the application of overly burdensome registration and taxation reg-
ulations, excessive requirements for physical offices, application of inappropriate disparaging labels such as „for-
eign agents“, and spurious prosecution efforts;
155. Calls upon all OSCE participating States to undertake regular reviews of legislation related to the registra-
tion and regulation of the work of non-governmental organizations in co-operation with experts from the
OSCE/ODIHR to ensure compliance with human rights standards;
156. Reaffirms the important role that an independent judiciary plays in a democratic society, and condemns the
efforts in a number of participating States to undermine the independence of judicial systems as a serious and
systemic attack on people’s full enjoyment of their human rights;
157. Stresses the continuing importance of professional and independent election observation, as conducted by
the OSCE through the ODIHR and the Parliamentary Assembly, and calls for increased follow-up efforts and
political engagement with mission recommendations;
158. Deplores that women politicians and women journalists are regularly subjected to harassment and discrim-
ination both online and offline, and recognizes this trend as a serious impediment to true gender equality in the
OSCE region;
159. Expresses its appreciation to the OSCE/ODIHR for its work supporting the realization of gender-sensitive
parliaments, as well as to the office of the OSCE Representative on Freedom of the Media for its work related to
the safety of female journalists, and calls upon all Members of the OSCE PA to engage with and meaningfully
support such efforts;
160. Notes that the lack of comprehensive data related to hate crimes limits the capacity for participating States
and the OSCE to address these abhorrent crimes;
161. Urges all OSCE participating States to increase awareness-raising efforts about the special nature of hate
crimes, including for criminal justice officials, and to strengthen their support systems for victims of hate crimes
in close co-operation with civil society organizations;
162. Calls upon all participating States to work with the OSCE/ODIHR to improve the mechanisms they use to
record hate crimes and collect data, and to report at a minimum data based on the following bias motivations:
racist and xenophobic crimes, anti-Roma crimes, anti-Semitic crimes, anti-Muslim crimes, anti-Christian crimes,
other crimes based on religion or belief, gender-based crimes, anti-lesbian, gay, bisexual, transgender and intersex
(LGBTI) crimes, and disability-related crimes;
163. Stresses the necessity of sexual and reproductive health and rights in empowering women and in amelio-
rating possibilities for their equal participation in the political and public life of their communities;
164. Encourages all Members of the OSCE PA to publicly condemn hate crimes any time they occur, particu-
larly in their own countries, and to work within their own parliaments to ensure that legislation recognizes the
bias motivation in hate crimes and that adequate penalties are imposed on perpetrators;
165. Notes the importance of governments publicly recognizing state responsibility for historical crimes and
injustices committed particularly against indigenous peoples as an important element in restorative justice;
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166. Recalls its endorsement at the 2014 Annual Session of the adoption by the Parliamentary Assembly of the 
Council of Europe of a Resolution confirming the definition of political prisoners; 
167. Expresses concern about the existence in some OSCE participating States of thousands of documented 
political prisoners, many of whom have been subjected to additional discrimination and punishment for publicly 
expressing views critical of official policies and practices, including those facing criminal penalties for their op-
position to the Russian Federation’s war of aggression against Ukraine; 
168. Calls on the OSCE and its Institutions, as well as the participating States themselves, to focus greater at-
tention on the issue of political imprisonment as a violation of the human rights and fundamental freedoms enu-
merated in Principle VII of the Helsinki Final Act and developed in subsequent commitments adopted by the 
OSCE, and further to seek to raise their concerns about political imprisonment directly; 
169. Affirms the fundamental right of individuals, institutions and organizations, while respecting intellectual 
property rights, to obtain, possess, reproduce and distribute information material of all kinds, both online and 
offline, and reminds participating States that they should remove any restrictions inconsistent with these rights; 
170. Concerned by the use of administrative, legislative and legal tools to limit the independence of the media 
in some countries, and calls on all participating States to review legislation related to the media in consultation 
with the Office of the Representative on Freedom of the Media to ensure compliance with human rights standards; 
171. Further affirms that everyone shall have the right of peaceful assembly and demonstration, online and of-
fline, and reminds participating States that any restrictions placed on the exercise of these rights, including for 
public health reasons, must be strictly necessary, proportional to the gravity of the emergency situation, time-
limited and directly related to the specific need on which they are predicated; 
172. Considers that actions to restrict human rights and fundamental freedoms, even if endorsed through legis-
lation, remain problematic, and calls upon participating States to regularly review legislation impacting funda-
mental freedoms in co-operation with the OSCE/ODIHR, the OSCE Representative on Freedom of the Media, 
and other expert bodies; 
173. Encourages OSCE PA Members to initiate reviews of their national legislation to ensure that freedom of 
assembly, association, conscience and expression are subject to the same protections online as in the offline world; 
174. Notes the importance of transparency of information on media organizations, and calls upon OSCE partic-
ipating States to review their legislation related to media outlets to ensure that members of the public and civil 
society can readily inform themselves about ownership and funding of media organizations; 
175. Concerned by the increasing negative impact of disinformation from both public and state sources in the 
OSCE region, therefore calls upon all OSCE participating States to act in accordance with the General Principles 
outlined in the March 2017 Joint Declaration on Freedom of Expression and „Fake News,“ Disinformation and 
Propaganda of the UN Special Rapporteur on Freedom of Opinion and Expression, the OSCE Representative on 
Freedom of the Media, the Organization of American States Special Rapporteur on Freedom of Expression and 
the African Commission on Human and Peoples’ Rights Special Rapporteur on Freedom of Expression and Ac-
cess to Information. 
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RESOLUTION ON 
THE RUSSIAN FEDERATION’S WAR OF AGGRESSION AGAINST UKRAINE 
AND ITS PEOPLE, AND ITS THREAT TO SECURITY ACROSS THE 
OSCE REGION 

1. Recalling that, on 24 February 2022 the Russian Federation, with the support of the Republic of Belarus,
launched a full-scale military invasion and war of aggression against Ukraine against the backdrop of ongoing
Russian aggression in violation of Ukraine’s sovereignty, independence and territorial integrity since 2014,
2. Appalled by the large-scale, state-sponsored campaign of disinformation and propaganda emanating from
the Russian Federation that seeks to dehumanize the Ukrainian people, deny the Ukrainian State the right to exist,
justify a war of aggression and falsely portray horrific acts committed by Russian forces,
3. Stressing that the Russian Federation, under its current political leadership, has violated in its war of ag-
gression against Ukraine but also elsewhere the principles enshrined in the 1975 Helsinki Final Act, which include
sovereign equality of participating States; respect for the rights inherent in sovereignty; refraining from the threat
or use of force; inviolability of frontiers; territorial integrity of States; peaceful settlement of disputes; non-inter-
vention in internal affairs; respect for human rights and fundamental freedoms; equal rights and self-determination
of peoples; co-operation among States; and fulfilment in good faith of obligations under international law,
4. Recalling the OSCE PA Resolution on Clear, Gross and Uncorrected Violations of Helsinki Principles by
the Russian Federation (2014); the Resolution on the Continuation of Clear, Gross and Uncorrected Violations of
OSCE Commitments and International Norms by the Russian Federation (2015); the Resolution on Adherence to
the Helsinki Principles in Inter-State Relations Across the OSCE Area (2015); the Resolution on Violations of
Human Rights and Fundamental Freedoms in the Autonomous Republic of Crimea and the City of Sevastopol
(2016); the Resolution on Restoration of the Sovereignty and Territorial Integrity of Ukraine (2017); the Resolu-
tion on Ongoing Violations of Human Rights and Fundamental Freedoms in the Autonomous Republic of Crimea
and the City of Sevastopol (Ukraine) (2018); the Resolution on the Militarization by the Russian Federation of
the Temporarily Occupied Autonomous Republic of Crimea and the City of Sevastopol, Ukraine, the Black Sea
and the Sea of Azov (2019); and the Resolution on The Destabilizing Military Build-Up by the Russian Federation
Near Ukraine, in the Temporarily Occupied Autonomous Republic of Crimea and the City of Sevastopol, Ukraine,
the Black Sea and the Sea of Azov (2021),
5. Welcoming the adoption of UN General Assembly resolutions on Aggression Against Ukraine (ES 11/1)
on 2 March 2022, and Humanitarian Consequences of the Aggression Against Ukraine (ES 11/2) on 24 March
2022, as well as the UN Human Rights Council resolution on the Deteriorating Human Rights Situation in Ukraine
Stemming from the Russian Aggression on 12 May 2022,
6. Taking into account as well UN General Assembly Resolution 68/262 of 27 March 2014 on the Territorial
Integrity of Ukraine; UN General Assembly Resolution 71/205 of 19 December 2016 on the Situation of Human
Rights in the Autonomous Republic of Crimea and the City of Sevastopol (Ukraine); UN General Assembly
Resolution 72/190 of 19 December 2017 on the Situation of Human Rights in the Autonomous Republic of Crimea
and the City of Sevastopol, Ukraine; UN General Assembly Resolution 73/194 of 17 December 2018 on The
Problem of Militarization of the Autonomous Republic of Crimea and the City of Sevastopol (Ukraine), as well
as Parts of the Black Sea and the Sea of Azov; and UN General Assembly Resolution 73/263 of 22 December
2018 on the Situation of Human Rights in the Autonomous Republic of Crimea and the City of Sevastopol,
Ukraine,
7. Expressing deep appreciation for the work of the OSCE Observer Mission, the Project Co-ordinator in
Ukraine and the Special Monitoring Mission to Ukraine, as well as their dedicated personnel, who often worked
under difficult conditions, for serving as impartial observers on the ground until the Russian Federation regrettably
blocked consensus among the participating States on the extension of their mandates,
8. Expressing continued outrage at the unprovoked, brutal and unjustified escalation of this aggression on a
neighbouring State via the use of indiscriminate and excessive force by the Russian Federation, with the ongoing
support of Belarus,
9. Expressing outrage as well at the Russian military’s targeting of civilians, civilian infrastructure and hu-
manitarian corridors, and the reported cases of summary executions, rape, use of torture and other cruel, inhuman
or degrading treatment of those detained,
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10. Condemning forced deportations of Ukrainian citizens to the Russian Federation, including unaccompanied
children, to so-called filtration camps and the reported illegal adoption and transfer of children to an alien envi-
ronment taking away their Ukrainian identity,
11. Expressing alarm over the heightened risks of human trafficking as well as sexual and gender-based vio-
lence faced by Ukrainian refugees and internally displaced persons (IDPs), the majority of whom are women and
girls, as a result of Russian aggression and the forced migration it has caused,
12. Deeply concerned about the destruction of cultural property, looting of artwork and other cultural assets
belonging to the cultural heritage of Ukraine and its people,
13. Noting with concern the violation of human rights and fundamental freedoms in areas of Ukraine illegally
occupied by the Russian Federation, including restrictions on the Ukrainian language, the imposition of a Russian
curriculum in schools, attacks on civil rights activists and journalists carrying out their work, as well as the pro-
motion of an environment of intolerance and discrimination,
14. Appalled that aggressive and violent actions had been previously taken by the Russian Federation against
other participating States, including Georgia and Moldova, and that the Russian Federation maintains unaccepta-
ble conditions of effective occupation or control of some of the territory of those participating States to the present
day,
15. Considering these violations not only a direct threat to the unity, sovereignty and territorial integrity of
Ukraine and other neighbouring States, but also a common threat to the security of all other OSCE participating
States,
16. Expressing continued concern regarding ongoing Russian threats and aggressive actions towards the Baltic
States, Central and Eastern Europe, and in the Black Sea region, and the Russian Federation’s efforts to use en-
ergy, trade and military threats as means of blackmail and intimidation,
17. Taking into account the report of the mission of experts produced under the Moscow Mechanism invoked
by 45 participating States to investigate violations of OSCE commitments and international humanitarian law in
Ukraine, including instances in which war crimes and crimes against humanity may have taken place, from 24
February to 1 April 2022, which found „clear patterns of international humanitarian law violations by the Russian
forces on many of the issues investigated,“ including direct targeting of civilians, deliberate attacks on medical
facilities, rape, torture, executions, looting and forced displacement of civilians to the Russian Federation,
18. Considering that these violations could be considered war crimes, crimes against humanity or genocide,
19. Highlighting the effect of the conflict on global supply chains, energy prices, poverty and food scarcity,
which has only compounded the economic fallout from the COVID-19 pandemic,
20. Expressing concern at the crackdown on anti-war protestors, independent media and political dissent in the
Russian Federation and in Belarus,
21. Highlighting with alarm, the Russian Federation’s continued, illegal and disruptive naval blockade against
Ukraine, which is another compounding factor in Ukraine’s ongoing economic and humanitarian crisis, a source
of air strikes against Ukrainian territory in both military and civilian areas alike, and also threatens global food
security by preventing Ukrainian food exports upon which populations around the world rely,
22. Noting with extreme concern the horrifying potential for the use of chemical, biological or nuclear weapons
in contravention of international prohibitions on the use of such weapons through various international conven-
tions,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
23. Condemns resolutely and unequivocally the ongoing, intensified, clear, gross and still uncorrected viola-
tions of Helsinki Principles as well as of fundamental principles of international law by the Government of the
Russian Federation in its war of aggression against Ukraine, as well as the complicity of Belarus in this war of
aggression, and calls on the governments of OSCE participating States to do the same;
24. Views Vladimir Putin as ultimately responsible for the horrific acts of violence and destruction that con-
stitute the Russian Federation’s violations of Helsinki Principles and commitments in Ukraine;
25. Notes that Alexander Lukashenko has actively and concretely supported Russian aggression and is there-
fore complicit in the horrific acts of violence and destruction that constitute the Russian Federation’s violations
of Helsinki Principles and commitments in Ukraine;
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26. Rejects the denials as well as false claims and arguments that have been put forward to justify the Russian
Federation’s violations of Helsinki Principles in its unprovoked aggression against Ukraine;
27. Reaffirms its strong support for the sovereignty, independence, unity and territorial integrity of Ukraine
within its internationally recognized borders;
28. Reiterates  its refusal to recognize the illegal occupation of Crimea by the Russian Federation, or the es-
tablishment through the use of force of any autonomous regions or independent entities within the internationally
recognized borders of Ukraine or of any other neighbouring participating State;
29. Calls for the immediate cessation of hostilities by the Russian Federation and the immediate, complete, and
unconditional withdrawal of all Russian forces from the territory of Ukraine within its internationally recognized
borders, including Donetsk, Luhansk and Crimea, as called for by the UN General Assembly Resolution ES-11/1
of 2 March 2022 and the Order of the International Court of Justice dated 16 March 2022;
30. Urges governments to commit to immediate, ongoing and concrete actions demonstrating support for the
authorities and citizens of Ukraine in defending themselves and their territory within its internationally recognized
borders and territorial waters;
31. Appreciates the response of those participating States, particularly those neighbouring Ukraine, which have
provided shelter and assistance to those Ukrainian citizens who have been forced to flee their homes and seek
safety elsewhere;
32. Appreciates the contribution of all members of civil society, volunteers and NGOs who have become self-
lessly engaged in helping war refugees and providing for their subsequent integration, and urges all participating
States to continue providing their support and solidarity by all possible means;
33. Demands all parties to allow safe and unfettered passage for civilians to destinations outside of Ukraine
and to facilitate the rapid, safe and unhindered access to humanitarian assistance for those in need in Ukraine; to
protect all civilian persons in vulnerable situations; to ensure the freedom and well-being of Ukrainian civilians
deported to Russia, including children, and their quick return; and to ensure the safety of humanitarian personnel
as they carry out their work;
34. Notes that Contracting Parties to the Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Geno-
cide, which entered into force in 1951, confirmed that genocide, namely acts committed with intent to destroy, in
whole or in part, a national, ethnic, racial or religious group, whether committed in times of peace or in times of
war, is a crime under international law, which they undertake to prevent and punish;
35. Supports a continued international effort, in co-operation with Ukraine, to collect evidence of violations of
international humanitarian law in Ukraine and to hold accountable those responsible by bringing them to justice
through an effective legal mechanism at all levels of political and military authority, particularly for acts deter-
mined to constitute a war of aggression, war crimes, crimes against humanity or genocide of the Ukrainian people;
36. Calls for the quick establishment of effective legal mechanisms to prosecute and punish those responsible
for such crimes, including a special international criminal tribunal, as well as the provision of the financial support
needed for this effort to succeed in providing justice;
37. Acknowledges those citizens of the Russian Federation and Belarus who have courageously expressed
opposition to the war against Ukraine waged by the undemocratic Governments of their countries, and have ex-
pressed their solidarity with the Ukrainian people;
38. Calls on the governments of all other participating States, individually and collectively, to declare the clear,
gross and uncorrected nature of the Russian Federation’s violations of Helsinki Final Act principles and commit-
ments in Ukraine, and to consider therefore the possibility of whatever collective response may be deemed appro-
priate and necessary to safeguard human rights, democracy and the rule of law through peaceful means in light of
these violations, as foreseen by the signatories to the Document on Further Development of CSCE Institutions
and Structures adopted at the Prague meeting of the Ministerial Council of 30–31 January 1992, paragraph 16;
39. Condemns the Russian Federation’s threatening nuclear rhetoric, recalls that the five nuclear-weapon
States, including the Russian Federation, have affirmed that a nuclear war cannot be won and must never be
fought, and calls on all States parties to the Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons to recommit to
the treaty’s Article VI on nuclear disarmament, with the ultimate goal being a security environment that allows
for a world without nuclear weapons;
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40. Urges the OSCE and participating States to explore possibilities for the redeployment of an OSCE field 
operation in Ukraine with a robust mandate including support for the many security and humanitarian needs of 
the Ukrainian population; 
41. Welcomes the appointment by the OSCE PA President of a Special Representative for Parliamentary Dia-
logue on Ukraine, and endorses his efforts to contribute to OSCE dialogue-facilitation efforts related to the con-
flict as well as to parliamentary dialogue in support of negotiations aimed at effectively ending the conflict by 
diplomatic means; 
42. Emphasizes its ongoing readiness to assist in bringing the Russian war of aggression against Ukraine to an 
end, resolving differences, restoring peace and respect for human rights and fundamental freedoms throughout 
Ukraine within its internationally recognized borders, alleviating tensions, building confidence and ultimately 
restoring peaceful relations by facilitating dialogue in place of aggression as well as greater respect for human 
rights, fundamental freedoms and democratic norms in the Russian Federation, Belarus and throughout the OSCE 
region; 
43. Calls on the OSCE PA Standing Committee to amend the Assembly’s Rules of Procedure so that in the 
case of a violation of the sovereignty and territorial integrity of an OSCE participating State by another of the 
OSCE participating States, of OSCE principles and commitments, and of the Helsinki Final Act, the credentials 
of the national parliamentary delegation of the State committing the violation shall be challenged. The President 
shall appoint a Credentials Committee, which shall report its recommendations forthwith to the Bureau for a 
decision on whether to suspend the mandate of the delegation until significant changes to the policy of the State 
committing the violation have taken place; 
44. Agrees to remain heavily focused on this primary threat to the security of all OSCE participating States, 
and to actively consider further actions that may be appropriate for it to take in response to the Russian Federa-
tion’s war of aggression with the support of Belarus, and the clear, gross, and uncorrected violations of Helsinki 
Principles that have occurred as a result; 
45. Holds responsible governmental and non-government actors that violate international sanctions on Russia. 

RESOLUTION ON 
VICTIMS OF TERRORISM 

1. Reiterating that terrorism constitutes one of the most serious threats to international peace and security, 
and unequivocally condemning all acts, methods and practices of terrorism in all its forms and manifestations, 
wherever and by whomsoever committed, regardless of their motivation, as criminal and unjustifiable, while em-
phasizing that terrorism and violent extremism conducive to terrorism cannot and should not be associated with 
any religion, nationality, civilization or ethnic group, 
2. Deploring, in the strongest terms, the incitement of terrorist acts, and repudiating attempts at the justifica-
tion or glorification of terrorist acts, which may incite further terrorist acts, while respecting the right to freedom 
of expression reflected in Article 19 of the Universal Declaration of Human Rights and in Article 19 of the Inter-
national Covenant on Civil and Political Rights, 
3. Condemning all acts of terrorism, international and domestic, including such acts based on hatred, intoler-
ance, racism and discrimination, which the Assembly noted at its 2021 Remote Session were escalating across the 
OSCE region, 
4. Strongly condemning all forms of sexual and gender-based violence perpetrated by terrorist groups, in-
cluding abductions, trafficking in persons, rape, forced marriage, enslavement, and all other forms of violence, 
especially that suffered by women and children, and stressing that all those victims should be recognized as vic-
tims irrespective of their perceived status or affiliation with such groups and are thus entitled to all gender-sensi-
tive and victim-centred support, as well as the importance of closing the impunity gap for perpetrators and in-
creasing rehabilitation and reintegration measures for victims, 
5. Underscoring that respect for human rights, fundamental freedoms and the rule of law are complementary 
to and mutually reinforce effective counter-terrorism measures, and noting the importance of respect for the rule 
of law so as to effectively prevent and counter terrorism, 
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6. Reiterating that States bear the primary responsibility for preventing and countering terrorism, violent ex-
tremism and radicalization that lead to terrorism, while respecting their obligations under applicable domestic and 
international law, 
7. Deeply deploring the suffering caused by terrorism to the victims and their families/beloved ones, reaf-
firming its profound solidarity with the victims and survivors of terrorism and heartfelt condolences to their fam-
ilies and to the people and governments that have been targeted, and emphasizing the need to promote interna-
tional solidarity in support of all victims of terrorism and to ensure that they are treated with dignity and respect, 
8. Reaffirming the determination to remain united in preventing and countering terrorism, through increased 
international co-operation and a sustained and comprehensive approach at all relevant levels involving the active 
participation and co-operation of all participating States and relevant international and regional organizations as 
well as local communities and civil society, especially victims of terrorism themselves, their associations and 
organizations, and sharing on a voluntary basis of best practices and lessons learned related to the protection of 
victims of terrorism, 
9. Stressing the importance of treating victims with compassion and providing victims with access to their 
rights, in accordance with applicable domestic and international law, to help them to rebuild their lives and the 
lives of their families, including the rights to assistance, accountability, reparation or restitution, truth, protection, 
information and access to justice, and properly supporting and assisting them immediately after an attack and in 
the long term, 
10. Underlining the need to ensure that the suffering of victims is not instrumentalized and expressions of 
solidarity with them are not used to justify abusive or excessive counter-terrorism measures incompatible with 
applicable domestic and international law, 
11. Emphasizing that measures to support and assist victims of terrorism must ensure non-discrimination and 
equality among victims of all crimes to avoid creating any hierarchy among victims, and that any difference in 
treatment afforded to victims of acts of terrorism, as distinct from victims of other crimes, should be based upon 
their specific needs in accordance with applicable domestic and international law and recognized best practices, 
12. Emphasizing the importance of involving civil society, in particular families, youth, women, victims of 
terrorism, and religious, cultural and educational leaders, as well as the media, including information technology 
companies, in supporting victims, including in the provision of assistance and medical, legal, psychosocial or 
financial support services, 
13. Recognizing the decisive role that victims of terrorism, victims’ associations and civil society actors can 
play in efforts to counter terrorism by bringing public awareness to the human impact of terrorist acts, which can 
also contribute to the prevention of terrorism and the building of resilience and social cohesion, 
14. Highlighting the importance of effective co-ordination and co-operation among relevant governmental au-
thorities, civil society organizations, including victims’, community-based and grassroots organizations, and pri-
vate sector providers in supporting and assisting victims, 
15. Underscoring further the central role of the UN in preventing and countering terrorism and violent extrem-
ism, and the need for all States' actions to be conducted in compliance with the UN Charter and all other applicable 
obligations under international law, including international human rights law, international refugee law, and in-
ternational humanitarian law, as well as relevant UN Security Council Resolutions, 
16. Welcoming the new UN Model Legislative Provisions to Support and Protect the Rights and Needs of 
Victims of Terrorism, also reflecting the contribution of the OSCE PA in the drafting of these Provisions, and 
commending the adoption of UN General Assembly Resolution 73/305 to enhance international co-operation to 
assist victims of terrorism, and of UN General Assembly Resolution 72/165 establishing an International Day of 
Remembrance of and Tribute to the Victims of Terrorism, 
17. Welcoming the outcomes of the International Conference on Victims of Terrorism in the sphere of the 
OSCE Parliamentary Assembly, held in Madrid, Spain, on 15–16 November 2018, which underlined the urgency 
to coherently address the complex needs of the victims of terrorism by duly integrating them into comprehensive 
counter-terrorism policies and practices at the national level, as well as the efforts of the UN Conference on 
Victims of Terrorism, held in Rome on 7–8 June 2022 in co-operation with the OSCE PA and the Parliamentary 
Assembly of the Mediterranean, on promoting this topic at a parliamentary level, 
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18. Welcoming further important efforts by the Council of Europe to expand its work in this area, including
through the 24/7 Network of Single Contact Points for the exchange of procedural information regarding the legal
standing of victims of terrorism, to facilitate cross border information sharing,
19. Recalling the efforts of the OSCE in preventing and countering terrorism, and in particular, noting the
OSCE Ministerial Council Declaration on Preventing and Countering Violent Extremism and Radicalization that
Lead to Terrorism (2015) and the OSCE Permanent Council Decision No. 618 on Solidarity with Victims of
Terrorism (2004),
20. Confirming the importance of the full implementation of the OSCE PA’s Resolution on Preventing and
Countering Terrorism and Violent Extremism and Radicalization that lead to Terrorism (2018) and Resolution on
the Challenges Related to Returning and Relocating Foreign Terrorist Fighters (2019), which call for inclusive,
effective and human rights-compliant counter-terrorism responses in the OSCE region,
21. Taking positive note of the recurring themes identified by the OSCE PA Ad Hoc Committee on Countering
Terrorism as priority areas where the Assembly may add a distinct parliamentary value, including support to the
victims of terrorism, and protection of human rights and fundamental freedoms in countering terrorism, as well
as welcoming timely counter-terrorism initiatives implemented by the Ad Hoc Committee on Countering Terror-
ism since 2020,
22. Hailing the OSCE PA’s strategic partnership with the OSCE executive structures on countering terrorism,
as well as with the United Nations Office of Counter-Terrorism (UNOCT), which led to the signing of a landmark
Memorandum of Understanding between the two organizations in 2020, and to the launching of a new Counter-
Terrorism Co-ordination Mechanism among Parliamentary Assemblies in 2021,
23. Welcoming the establishment of the UN Global Programme on Parliamentary Engagement in Preventing
and Countering Terrorism, implemented in partnership with inter-parliamentary assemblies and other interna-
tional organizations, to expand the reach of parliamentarians in working towards the full implementation of the
international counter-terrorism framework,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
24. Calls on OSCE participating States to swiftly and fully implement the international legal framework on
countering terrorism, as well as relevant OSCE commitments in this field;
25. Calls on participating States to decisively address domestic terrorism targeted at groups based on ethnicity,
race, sex, sexual orientation, gender identity, age, religion, political affiliation or citizenship status, including
through the adoption of an OSCE Anti-Discrimination, Equity, and Inclusion Plan, as urged by the Assembly at
its 2021 Remote Session;
26. Exhorts OSCE participating States to adopt and align relevant national legislation in line with the new UN
Model Legislative Provisions to Support and Protect the Rights and Needs of Victims of Terrorism, as appropriate;
27. Calls upon all OSCE participating States to develop comprehensive assistance plans for victims of terror-
ism, regardless of whether the perpetrator of the terrorist act is identified, apprehended, prosecuted or convicted,
consistent with domestic law, taking into account a gender perspective, to address the immediate, short-term and
long-term needs of victims of terrorism and their families, with regard to their relief and rehabilitation, ensuring
that they are provided with proper support and assistance, both immediately after an attack and in the long term;
28. Encourages OSCE participating States to co-operate with relevant institutions of civil society in initiating,
developing and implementing policies and services that empower victims of terrorism, as well as in expressing
solidarity with, and providing support for, the victims of terrorism and their families;
29. Calls on all OSCE participating States to ensure that victims of terrorism receive the material, medical,
psychological and social assistance that is necessary to meet their needs as victims, and that all assistance is
accessible and available, on a non-discriminatory basis, including to groups with special needs or vulnerabilities;
30. Prompts national authorities to ensure the right of victims of terrorism to full, adequate, effective and
prompt reparation for all harm suffered from terrorism, including where it is not available from a person or entity
responsible for such terrorism;
31. Appeals to OSCE participating States to ensure that victims are timely informed of their rights to assistance,
reparation, protection and access to justice and that they are provided with effective, fair, humane, transparent and
accountable criminal justice systems, in accordance with applicable domestic and international law, and provided
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with measures to support each victim’s specific needs, including when developing and maintaining appropriate 
strategies for prosecution and rehabilitation; 
32. Calls upon OSCE participating States to respect the dignity and legal rights of victims of terrorism, as
provided for in domestic law, in criminal litigation, and in gaining access to justice, to enable full participation by
victims of terrorism and involvement in all appropriate stages of criminal proceedings, including the right to be
considered for witness protection measures and appropriate support during criminal proceedings, awareness of
court proceedings and charges, the right to be treated with fairness and with respect for their dignity and privacy,
and for their safety from intimidation and retaliation, in particular where they appear as witnesses, the right to full
and timely restitution, and the ability to address the court and consult with prosecutors;
33. Urges OSCE participating States to implement necessary measures to prevent secondary and repeat vic-
timization to victims of terrorism within the criminal justice process, duly emphasizing the importance of a victim-
centred approach and the principle of „do no harm” with respect to the rights, dignity, and well-being of victims,
with due regard to particular vulnerabilities, and the need for appropriate trauma-informed training for profes-
sionals who come into contact with victims;
34. Encourages OSCE participating States to establish a permanent co-ordination body for victims of terrorism
composed of representatives from all relevant public authorities and civil society organizations, including non-
governmental organizations, victims’ associations, victims’ advocates and women’s rights associations;
35. Urges OSCE participating States to develop a multidisciplinary and accessible crisis response team that
includes victim assistance professionals, which proactively identifies victims and assesses their needs in the af-
termath of an attack;
36. Urges parliamentarians in the OSCE region to strengthen national legislation essential in combating terror-
ism, promote respect for and solidarity with victims of terrorism, and speak out strongly and promptly against
terrorism and violent extremism and radicalization leading to terrorism;
37. Encourages OSCE participating States to further develop the role and profile of the OSCE as a regional
security platform for the exchange of good practice, lessons learned and information, as well as for promoting co-
operation among participating States, including on victims of terrorism;
38. Calls on the 2022 and 2023 Chairs-in-Office of the OSCE to continue to promote
an active role for the OSCE in this domain, and encourages the OSCE executive structures in co-operation with 
the OSCE PA and by leveraging on their respective strengths to continue to raise awareness, promote good prac-
tices, and assist the OSCE participating States in the implementation of relevant international obligations and 
OSCE commitments, in line with the OSCE's comprehensive approach to security and taking into account a gen-
der- and child-sensitive perspective; 
39. Encourages the OSCE PA Ad Hoc Committee on Countering Terrorism to continue to add value in this
field through targeted initiatives in partnership with national and international stakeholders aimed at promoting
the full implementation of the global counter-terrorism framework while, at the same time, fostering greater par-
liamentary engagement in counter-terrorism matters, including by leveraging its co-operation with the United
Nations Office of Counter-Terrorism (UNOCT), the United Nations Office on Drugs and Crime (UNODC) and
the United Nations Security Council Counter-Terrorism Committee (UNSC CTC);
40. Tasks the OSCE PA International Secretariat to continue to support the work of the OSCE PA Ad Hoc
Committee on Countering Terrorism through the organization of regular meetings and other targeted initiatives,
as relevant and within available resources.

RESOLUTION ON 
THE ARCTIC REGION 

1. Taking note of the OSCE PA’s 2013 Istanbul Declaration’s Resolution on the Arctic and the 2010 Oslo
Declaration’s Resolution on the Arctic,
2. Reiterating the fundamental importance of the environmental aspects of the OSCE concept of security,
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3. Underlining the importance of international law in the Arctic, especially the United Nations Convention
on the Law of the Sea, which provides the essential multilateral legal framework for all ocean activities, including
in the Arctic,
4. Taking note of the history of the Arctic region as a zone of peace and stability, where solutions to challenges
are found through co-operative relationships and good will, in a peaceful manner,
5. Noting that the stability of the Arctic has long been relatively well preserved, but is increasingly affected
by the growing international interest in the region and the changing security landscape,
6. Taking note of the increasing military importance and strategic geopolitical role as well enhanced links of
the Arctic region to global issues, with developments outside the Arctic likely to have consequences for Arctic
States and vice versa,
7. Reiterating the core principles of sovereignty and territorial integrity that have long underpinned interna-
tional co-operation in the Arctic,
8. Acknowledging the impact that the security situation in Europe has already had on Arctic co-operation,
including suspension of the work of the Arctic Council and joint research projects,
9. Strenuously condemning the Russian Federation’s unprovoked invasion of Ukraine, and noting the grave
impediments to international co-operation, including in the Arctic, that the Russian Federation’s actions have
caused,
10. Reiterating that the climate crisis is by far the greatest security threat in the Arctic,
11. Underlining that the climate crisis should be viewed as a threat multiplier which exacerbates existing trends,
tensions and instability,
12. Acknowledging that sustainable economic development is fundamental for the future of the Arctic region
and requires close co-operation between government, business representatives and academia,
13. Acknowledging the added value brought to Arctic co-operation by the participation of civil society, includ-
ing youth and women’s organizations, indigenous groups and other stakeholders,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
14. Underscores the importance of maintaining peace, stability and low tension in the Arctic region;
15. Strongly encourages involved parties to adhere to international law, including UN conventions and other
relevant international agreements on the Arctic;
16. Urges OSCE participating States to maintain focus on the Arctic and to recognize the impact that the cli-
mate crisis has on Arctic communities and the planet, with consequences for the wider political, socio-economic
and geostrategic interests in the region;
17. Urges participating States to address the climate crisis based on scientific information and advice;
18. Calls on Arctic States to protect and defend the rights of indigenous peoples;
19. Encourages Arctic states to engage with the region’s indigenous peoples, businesses, academia and other
stakeholders to tackle the region’s challenges;
20. Suggests engaging actively with the OSCE High Commissioner on National Minorities on the specific
challenges faced by Arctic communities, including in terms of indigenous rights, political representation and the
impact of COVID-19, and considering joint initiatives;
21. Calls on OSCE participating States to promote the portfolio of the Arctic and the climate-security link as a
confidence-building topic within the Organization and the Assembly and to support the primary role of the Arctic
Council in managing Arctic co-operation;
22. Recommends developing a stronger and more structured portfolio on climate change within the Assembly,
within or in co-ordination with the General Committee on Economic Affairs, Science, Technology and Environ-
ment, to contribute to global efforts;
23. Encourages co-operation and engagement with prominent civil society organizations, including youth and
women’s organizations, indigenous groups, and other stakeholders, on future Arctic policies and to ensure that all
voices are heard.
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RESOLUTION ON 
EFFECTIVE YOUTH ENGAGEMENT 
TOWARDS SECURE, INCLUSIVE AND DEMOCRATIC SOCIETIES 

1. Recognizing the significant role that young people can play and display in addressing the challenges the 
world is currently facing and the leadership which they have demonstrated, especially on issues of climate change, 
peaceful conflict resolution and the reduction of the growing inequalities throughout the OSCE region and beyond, 
2. Noting that current global challenges, including the post-pandemic recovery and international conflicts and 
wars, mainly pose multi-faceted threats for young people, and expressing concern about the economic fallout and 
the negative impact of such crises on youth employment, education and social-protection systems, 
3. Noting that the inclusion of young people in political, social and economic structures is vital for ensuring 
strong and resilient societies, 
4. Stressing the importance of strengthening youth input in the OSCE by ensuring meaningful and inclusive 
youth participation, identifying the needs of young people and engaging them in efforts towards a safer and more 
sustainable future, including by securing concrete commitments from national and local governments to empower 
young people, 
5. Noting the increasing youth population in the world and different age structure in the countries of the OSCE 
region, 
6. Emphasizing that as a necessary precondition for democracy and the rule of law, accountable government 
institutions need widespread political participation from every segment of society, including youth and other un-
derrepresented categories, 
7. Acknowledging the efforts of OSCE Executive Structures, the OSCE Secretariat, Institutions and field 
operations, as well as the OSCE Academy in Bishkek to recognize and strengthen youth policies and practices 
and to support OSCE participating States in the development and implementation of effective youth policies, 
8. Acknowledging the work of the OSCE Special Representative on Youth and Security to ensure transpar-
ency and inclusiveness in the OSCE for youth participation, 
9. Welcoming the establishment of the informal network among young members of the OSCE PA aiming to 
promote the youth agenda and to encourage the inclusion of youth in decision-making processes in national par-
liaments and international platforms, 
10. Acknowledging the contribution of the OSCE Group of Friends of Youth and Security in discussing, high-
lighting and encouraging the meaningful participation of young women and men in the politico-military, economic 
and environmental, and human dimensions of security and in providing a platform for OSCE delegations, OSCE 
executive structures and youth representatives to meet and exchange views on the main issues related to youth 
participation and youth policies, 
11. Recalling the importance of strong partnerships among international organizations, participating States and 
civil society in order to support and ensure sustainable peace and security, and the potential of young people in 
ensuring stability and economic success and enhancing stability in the OSCE area, the Mediterranean region and 
neighbouring countries, 
12. Recognizing the potential of young people to contribute to the efforts of the OSCE and its participating 
States to address in a more inclusive and effective way growing security challenges, especially those related to 
digitalization, cybersecurity and new technologies, in both national and international forums, 
13. Stressing the obstacles and barriers that young people face who want to speak out and make an impact, 
including age-based discrimination, structural and legislative barriers, prejudices, and a lack of political will or 
opportunities, 
14. Emphasizing that the advancement of gender equality, the empowerment of young women, and full and 
effective participation of women are critical factors to secure inclusive and democratic societies for all, 
15. Highlighting the necessity of encouraging, facilitating and stimulating youth participation in the design, 
implementation, monitoring and evaluation of public policies, 
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16. Noting the need to strengthen education about peace and security, human rights, democracy, the rule of 
law, and to provide innovative platforms for young people to have an active voice in the development of solutions 
to challenges related to these issues, 
17. Mindful of the fact that education occupies a critical place for young people in relation to peace and security 
and is a key interface that shapes and defines the relationship between young people and public institutions, and 
that the COVID-19 pandemic negatively affected and is still affecting access to complete education and training 
programmes; and stressing the need to prioritize education recovery to allow young people to take part positively 
and in full in the civic, economic, social and political development of their communities, and to make informed 
decisions on sustainable security choices, 
18. Emphasizing the detrimental impact of youth unemployment on the development of societies and the need 
to support national agencies in maintaining and improving a complete set of national occupational qualifications 
for youth with a curriculum and workforce strategy, and an online learning platform, while ensuring the develop-
ment of young people’s skills to enhance their contribution to society and the economy, with a particular focus on 
the great challenges of our time, 
19. Further emphasizing the importance of ensuring that opportunities for youth engagement are offered to 
every category of young people, both those inside and outside urban centres, including youth with minority and 
migrant backgrounds, disabled youth, and without any other form of discrimination, 
20. Recalling the youth-related commitments made in the Helsinki Final Act, as well as OSCE Ministerial 
Council Declarations No. 3/14 (Basel), No. 5/15 (Belgrade) and No. 3/18 (Milan); the youth-related Resolutions 
of the OSCE PA, including the 2018 Resolution on A Shared Priority: Fostering Peace and Security through 
Enabling Young People to Reach their Full Potential, and the 2019 Resolution on the Integration of Gender and 
Youth Perspectives in Efforts to Combat Climate Change; and UNSCR 2250 on Youth, Peace and Security, and 
the recently adopted UNSCR 2535 (2020), 
21. Inspired and encouraged by the adoption of a Youth, Peace and Security National Action Plan by Finland 
with a view to implementing UNSCR 2250, and stressing the importance for other participating States to follow 
this example and increase their domestic efforts to address youth, peace and security issues, 
22. Concerned by the growing impact of conflicts and wars on young people within the OSCE area and neigh-
bouring States, and the negative repercussions for future generations, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
23. Calls upon OSCE participating States to join international efforts to uphold the role of youth in contributing 
to a culture of peace, dialogue, justice, trust, and reconciliation; 
24. Calls for greater collaboration and co-operation among young members of parliaments of the OSCE par-
ticipating States, and recommends the integration of the network of young parliamentarians into the formal struc-
tures of the OSCE Parliamentary Assembly; 
25. Underlines the importance of co-ordination among OSCE structures regarding youth and security issues 
and of implementation of relevant Ministerial Council decisions and further commitments; 
26. Urges participating States to develop and adopt a cross-dimensional OSCE Youth Strategy and Action 
Plan; 
27. Calls upon governments to ensure that public services not only meet the political,  
economic, social and security needs of youth, but also promote young people’s active role in shaping community 
development, and to take active steps to achieve this, 
28. Encourages the OSCE participating States to develop domestic youth parliamentary working groups aimed 
at supporting the exchange of good practices between young people and parliamentarians, enhancing dialogue 
with public institutions, strengthening the assessments of young people’s needs, and supporting young people’s 
involvement in political life, and in so doing, strengthen democracies and foster peace and security; 
29. Calls on OSCE participating States to give young people in the OSCE a stronger  
voice by promoting exchanges and dialogue among young people in the entire OSCE region, and creating training 
programmes and opportunities offering young people the possibility to have a better understanding of the OSCE, 
to ensure that young people will develop their skills in leadership, critical thinking, mediation, negotiation and 
diplomacy, and will support conflict resolution and peace development; 
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30. Urges the introduction of appropriate language, channels and forms of communication between institutions
and youth to involve young people in the drafting process and the development of innovative tools to encourage
political dialogue and capacity-building between young people and institutions, with the aim of implementing
inclusive legislative processes and systematizing youth representation by ensuring that young people are ade-
quately involved across parliaments’ organizational structures;
31. Encourages the OSCE participating States to support the development of training modules for employees
of public institutions and civil society to strengthen institutional capacity, while creating an enabling environment
to ensure that young women and men from diverse backgrounds are able to realize their potential and contribute
to the life of their communities, build their trust in government, stimulate their interest in politics and encourage
their efforts to promote peace and security;
32. Urges OSCE participating States to create innovative online platforms, awareness campaigns and education
programmes to support the peaceful settlement of conflicts, counter and prevent violent extremism and radicali-
zation, promote computer literacy and online security awareness, and recognize the fundamental role of youth
inclusion in addressing current politico-military issues and the dynamic challenges posed by emerging technolo-
gies;
33. Encourages the OSCE participating States to enable youth to contribute to the transition to green econo-
mies, by facilitating youth consultation, enhancing co-operation with the private sector and engaging young peo-
ple in designing youth-related institutional policies and strategies on peace and sustainable development;
34. Recommends the assessment of the implications for young people of any planned action, including legis-
lation, policies and programmes, in all areas and at all levels, including the elaboration of a strategy for making
youth concerns and experiences an integral dimension of the design, implementation, monitoring and evaluation
of policies and programmes in all political, economic and environmental domains;
35. Strongly recommends that every participating State develop a youth, peace and security national action
plan that addresses the specific needs of youth and ensures opportunities for their participation in resolving peace
and security issues.

RESOLUTION ON 
A CODE OF CONDUCT FOR MEMBERS OF THE OSCE PARLIAMENTARY ASSEMBLY 

1. Recognizing that the OSCE PA has pledged to combat corruption and promote transparency, accountabil-
ity, and integrity on several occasions, including through the Helsinki Declaration, Tbilisi Declaration, Minsk
Declaration, Berlin Declaration and Luxembourg Declaration,
2. Noting that a code of conduct is a significant step towards enhancing the institutional framework that sup-
ports transparency, accountability and integrity, and consolidating its role as an organization which prioritizes the
fight against corruption along with its other aims,
3. Underlining that the transparency and accountability of elected representatives should also extend to par-
liamentary assemblies,
4. Mindful of the positive results of the introduction of the Code of Conduct for OSCE PA Election Observers,
5. Cognizant that the OSCE already has a code of conduct for staff/mission members,
6. Taking into consideration that the Parliamentary Assembly of the Council of Europe has already adopted
Codes of Conduct that apply both to their Members and staff,
7. Recognizing that the commitment to abide by a code of conduct depends on the willingness of both mem-
bers and staff to comply with it in good faith,
The OSCE PA calls on the Standing Committee to elaborate and adopt a code of conduct, to be informed by the 
following elements: 
8. Provisions of the code of conduct shall complement the obligations of Members of the OSCE PA provided
in the Rules of Procedure;
9. While exercising their mandate as Members of the OSCE Parliamentary Assembly, Members shall:

a. refrain from acting in a manner which is likely to bring discredit to the Assembly;
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b. comply with the principles, norms, and commitments of the OSCE and the OSCE Parliamentary
Assembly, as envisaged in the Helsinki Final Act and the Paris Charter for a New Europe;

c. exercise their duties with integrity;
d. not use their public office to obtain any direct or indirect private financial benefit or other reward

for themselves or anyone else;
e. declare any conflicts of interest;
f. use the resources available to them responsibly;

10. When participating in events organized or co-organized by the OSCE PA, Members undertake to act in a
manner respectful of the laws and regulations of the country in which the event takes place;
11. Members shall refrain from any form of sexism, sexual harassment or gender-based violence;
12. Members shall not use their position as a member of the OSCE PA to further their own or another person’s
or entity’s interests in a manner incompatible with the Code of Conduct;
13. Members shall not request or accept any fee, compensation or reward intended to affect their conduct in
the exercise of their duties;
14. Members shall avoid conflicts between any actual or potential economic, commercial, financial, or other
interests on a professional, personal or family level on the one hand, and the work of the Assembly on the other.
When impossible to avoid such a conflict of interest, it shall be disclosed at the earliest possible stage;
15. Members shall refrain from accepting, in the performance of their duties, any gifts
or similar benefits, other than those with an approximate value of less than €150 offered in accordance with 
courtesy usage; 
16. Members shall register with the Secretariat of the Assembly any benefits (such as travel expenses, accom-
modation, subsistence, meals or entertainment expenses) of a value in excess of €150 that they accept in the
performance of their duties;
17. Members shall use information with discretion, and in particular shall not make personal use of information
acquired confidentially in the course of their duties;
18. Outside activities and interests of Assembly Officers shall not be actively associated with the management
of any business, nor may they hold a financial interest in any business, if there is a possibility that they would
benefit from such association or financial interest by reason of their official position with the OSCE PA;
19. Any Member of the Assembly or any person employed at the International Secretariat that notices a case
of misconduct must report the matter through a dedicated procedure. The Bureau ensures that no prejudice is
caused to any person who reports any misconduct on reasonable grounds and in good faith;
20. If a Member is believed to have failed to comply with the Code of Conduct, the President of the Assembly
may seek clarification and further information from the Member concerned, or other Members of the Assembly.
The Members shall co-operate, at all stages, with any investigation into their conduct in accordance with this
Code;
If necessary, the President of the Assembly may refer the matter to the Bureau to examine the circumstances of 
the alleged breach and make a recommendation as to a possible decision; 
22. The Bureau may take one or several of the following decisions:

a. temporary deprivation of the right to participate in the Assembly’s missions or other events, outside
statutory meetings;

b. temporary deprivation of the right to speak at meetings;
c. temporary deprivation of the right to sponsor or co-sponsor an amendment or a Supplementary Item;
d. temporary deprivation of the right to submit his/her candidature for election as an Assembly Officer,

and/or to sponsor another candidate;
The President shall then inform the Assembly and the Speaker or other relevant officer of the national parliament 
concerned accordingly; 
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23. Should the Bureau decide that a member failed to comply with the code of conduct, it may instruct him or her
to prepare a reasoned statement which he or she will read out before the Assembly;
24. The OSCE PA calls for the principles of the above Code of Conduct to apply equally to the staff of the
International Secretariat;
25. The Parliamentary Assembly calls on the Bureau and the Standing Committee to act so as to safeguard the
relevance and validity of a code of conduct including through considering its annexation to the Rules of Procedure.

RESOLUTION ON 
IMPLEMENTING THE UNITED NATIONS SUSTAINABLE DEVELOPMENT GOALS IN THE OSCE 
AREA 

1. Recalling UN General Assembly resolution 70/1 of 25 September 2015, entitled Transforming our world:
the 2030 Agenda for Sustainable Development, which adopted a comprehensive, far-reaching, and people-ori-
ented set of universal and transformative Sustainable Development Goals (SDGs) and targets, and acknowledged
the essential role of national parliaments through their enactment of legislation, adoption of budgets and their role
in ensuring accountability for the effective implementation of internationally agreed upon commitments,
2. Taking into account UN General Assembly resolutions 72/278 and 74/304 on Interaction between the UN,
national parliaments and the Inter-Parliamentary Union which recognize the action and contribution by parlia-
ments at national, regional and global levels, including through multi-stakeholder partnerships, in support of the
accelerated implementation and achievement of the SDGs by 2030,
3. Taking note of resolution 2017/23 of the UN Economic and Social Council, which appreciates that some
countries have informed and engaged their parliaments in relation to the SDGs, and encouraging all governments
to consider undertaking similar efforts, while noting that some parliaments have taken a proactive role in their
implementation,
4. Noting that the OSCE, as a regional security organization under Chapter VIII of the UN Charter, has a
complementary role to play within its mandate as an important platform through which States can further their
national and collective sustainable development objectives, given the alignment of its mandate with all 17 SDGs
and the 2030 Agenda’s five pillars of people, planet, prosperity, peace and partnerships, reflecting the embrace-
ment of the 2030 Agenda as a common point of reference for regional organizations beyond the UN system and
affiliated agencies,
5. Recalling the Luxembourg Declaration adopted by the OSCE PA at its 28th Annual Session emphasizing
the commitment of OSCE PA participating States to implement the UN 2030 Agenda for Sustainable Develop-
ment and its 17 SDGs, which are worthwhile guidelines for fostering peaceful, just and inclusive societies,
6. Welcoming the efforts of parliaments of OSCE participating States to advance the 2030 Agenda, including
through the adoption of SDG-aligned legislation, national development plans and budgets, oversight of SDG
achievement, more open and transparent ways of engaging the public, and the role of the OSCE in Voluntary
National Review processes,
7. Recognizing the importance of promoting a whole-of-society, people-oriented approach to the advance-
ment of the 2030 Agenda, which should be manifested through systematic partnerships between parliaments,
oversight institutions, civil society, academia, local government and the private sector,
8. Welcoming the OSCE’s leadership in affirming and advancing linkages between sustainable development
and a comprehensive approach to security realized through its institutions and network of field missions, active
in both stable and conflict contexts,
9. Applauding the efforts of the OSCE PA to promote discussions relevant to Security Sector Governance
and Reform, which represents instrumental guidance for the achievement of SDG 16 and its targets, including
through the OSCE PA 2014 Baku Declaration and 2017 Minsk Declaration, and through its Resolution on
Strengthening the OSCE’s Approach to Supporting Security Sector Governance and Reform in Participating and
Partner States, adopted during the 27th Annual Session in Berlin,
10. Recognizing the importance of transitional justice processes, including reparations and reconciliation
aimed at acknowledging and repairing legacies of past large-scale human rights violations and inequities, in
achieving the targets of SDG 16, particularly those concerning the rule of law, countering racism, equal access to
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justice, prevention of violence, accountable institutions, inclusive representational decision-making and non-dis-
criminatory laws and policies, 
11. Taking note of the 2021 OSCE Ministerial Council’s Decision No. 3/21, acknowledging that climate 
change is a global challenge to achieving the objectives of the UN’s 2030 Agenda for Sustainable Development 
and its SDGs, 
12. Recalling the strong nexus between the OSCE’s economic and environmental dimension and the 17 SDGs, 
and taking note of the 2021 OSCE Parliamentary Plea for Resolute Climate Action, which emphasizes that real-
izing the OSCE vision of comprehensive security is not possible without addressing the climate crisis, 
13. Deeply concerned about the continued impact of the COVID-19 pandemic on human development and 
security, including its implications for stability, peace and democracy in the region and beyond, making the 
achievement of the SDGs by 2030 an even greater challenge, 
14. Commending the remarkable commitment of youth in OSCE participating States to inclusive solutions to 
global and regional challenges, including climate change, and their leadership in mitigating the impact of the 
COVID-19 pandemic, and applauding in this regard the establishment of a network of young parliamentarians at 
the OSCE PA initiated by the OSCE PA Special Representative on Youth Engagement with a view to promote a 
more inclusive youth representation in the OSCE area, 
15. Underscoring the inextricability of sustainable development and gender equality, while taking note with 
appreciation of the growing representation of women across the parliaments of OSCE participating States which 
surpasses the global average, 
16. Recognizing that „building back better“ requires a renewed commitment to the SDGs, with parliaments 
playing a vital role in renewing their commitment to unity, solidarity and regional co-operation, and engaging in 
partnerships for increasing people’s voices and participation to ensure that long-term recovery is people-centred, 
human rights-driven and geared towards building more sustainable, peaceful, secure and resilient societies, 
17. Noting the appointment of the OSCE PA’s Special Representative on Sustainable Development Goals 
tasked with promoting the Assembly’s engagement on issues related to achieving the UN SDGs and implementing 
the 2030 Agenda, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
18. Urges parliaments of OSCE participating States to intensify efforts aimed at mainstreaming the SDGs into 
their processes, structures and mechanisms, and engaging most effectively and meaningfully in national develop-
ment planning and oversight; 
19. Invites OSCE governments and parliaments to revitalize partnerships within the OSCE, as well as with UN 
agencies, funds and programmes, other international organizations, regional and local organizations and agencies, 
the private sector and academia in order to forge effective responses to challenges in the OSCE area in the spirit 
of SDG 17 „Partnership for the Goals” and based on parliaments’ access to expertise and resources to support 
informed scrutiny, monitoring and evaluation of national development plans and strategies; 
20. Encourages the OSCE participating States to ensure that their parliamentary oversight mechanisms are 
structured, mandated, adequately resourced and equipped with sound baselines to conduct periodic monitoring, 
reporting and evaluation of the SDGs implementation over time with the aim of enhancing public engagement, 
accountability, transparency and continuous learning; 
21. Calls upon national parliaments to ensure that their processes are inclusive, open, responsive and partici-
patory by integrating meaningful forms of public engagement into their core functions, including by making key 
parliamentary information publicly available, consultation with the public, civil society and local stakeholders on 
legislative and budget proposals, ensuring public input into parliamentary scrutiny of proposals and monitoring 
of the implementation of national development plans; and by identifying ways to ensure that the voices of women, 
young people, people with disabilities, and others at risk of being excluded are heard by parliament; 
22. Encourages parliamentarians of participating States to seek through their constituency links input from 
local community-based and civil society organizations with the purpose of reflecting their perspectives in the 
programmes and instruments through which the SDGs are delivered in their areas; 
23. Welcomes the involvement of OSCE parliaments in the consultation and validation of national progress 
reports prepared by participating States as part of the voluntary national review process in recent years, while 
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encouraging their continued involvement in the monitoring of the implementation of the recommendations made, 
to re-assess their country’s development patterns, reviewing the policy and institutional mechanisms aligned with 
the SDGs, and building stakeholder engagement around them; 
24. Calls upon parliaments to continue placing the principles of gender equality, inclusion, and „leaving no
one behind“ at the heart of their efforts to accelerate progress towards the SDGs, including by promoting fair and
equal participation of women and vulnerable groups in their processes and in their membership, including through
well-designed temporary special measures, and by adopting gender-sensitive culture and practices that leave no-
one behind;
25. Encourages further inter-parliamentary co-operation within the OSCE PA to inspire collective ambition,
enhance peer-to-peer learning and sharing of best practices, and to increase knowledge-sharing and awareness-
raising among parliamentarians.

RESOLUTION ON 
ACCELERATING THE GREEN ENERGY TRANSITION 

1. Reaffirming OSCE commitments related to environmental protection enshrined in the 1975 Helsinki Final
Act, the 2003 OSCE Strategy Document for the Economic and Environmental Dimension (Maastricht Strategy),
the 2007 Madrid Declaration on Environment and Security, and other relevant OSCE documents and decisions,
2. Recalling OSCE Ministerial Council Decision No. 3/21 (Stockholm) on Strengthening Co-operation to
Address the Challenges Caused by Climate Change, which recognizes that the use of renewable energy sources,
low-carbon and clean-energy technologies, and energy-efficiency measures contribute to climate-change adapta-
tion and mitigation,
3. Reiterating the OSCE PA’s Minsk Declaration (2017), Berlin Declaration (2018), and Luxembourg Dec-
laration (2019), which urge participating States to recognize the urgency of the climate crisis and its related chal-
lenges, implement policies that promote environmental good governance and expand investment in renewable
and sustainable energy technologies,
4. Taking note of the OSCE Parliamentary Assembly’s recent debates on climate-related issues, including a
web dialogue on 4 February 2022 on the clean energy revolution, which have underscored the important role that
parliamentarians can play in shaping relevant national legislation and scrutinizing the implementation of climate-
related commitments,
5. Taking note of the Parliamentary Plea for Resolute Climate Action presented to leaders of OSCE partici-
pating States by the Bureau of the General Committee on Economic Affairs, Science, Technology and Environ-
ment ahead of the 26th UN Climate Change Conference (COP26), which called for bold action towards reducing
greenhouse gas (GHG) emissions, developing effective climate-adaptation strategies, and mobilizing the neces-
sary climate-related financial resources,
6. Guided by the UN 2030 Agenda for Sustainable Development and the Sustainable Development Goals
(SDGs) to which all OSCE participating States have agreed, specifically SDG 7, which calls on countries to ensure
universal access to affordable, reliable, sustainable and modern energy for all and to substantially increase the
share of renewable energy in global energy sources, among other targets, and SDG 13, which calls on countries
to integrate climate change measures into national policies and on developed states to assist developing countries
in their efforts to mitigate the impacts of climate change,
7. Alarmed by reports of the Intergovernmental Panel on Climate Change, including its 2018 special report
on the impacts of global warming of 1.5°C above pre-industrial levels and its 2022 report on climate-change
mitigation, which underline the risks that climate change poses to health, livelihoods, food security, water supply,
human security and economic growth, and emphasize the need for immediate and effective action to avoid the
most catastrophic effects of climate change,
8. Underlining the urgency of prioritizing innovation in the production, transport and consumption of energy,
given that the energy sector is the source for the majority of GHG emissions globally,
9. Acknowledging the steps taken to scale up the global response to climate change since the adoption of the
Paris Agreement in 2015, and welcoming the commitments related to increasing climate finance, phasing down
coal power, and accelerating the reduction of emissions adopted by States at COP26,
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10. Encouraged by the findings of the International Energy Agency, which has noted that green stimulus in
response to COVID-19 represents the largest-ever clean-energy recovery effort,
11. Convinced of the value and mission of the Powering Past Coal Alliance, a leading global initiative to ac-
celerate clean growth and climate protection through the rapid phase-out of emissions from coal power,
12. Underscoring that green energy innovation is integral to combating climate change, and emphasizing the
important role that market mechanisms, such as carbon pricing, can play to incentivize the transition to a low-
carbon economy and to promote clean economic growth,
13. Cognizant of the need for complementary actions to address climate change, which include investments in
international climate finance to support developing countries in their efforts to build low-carbon and climate-
resilient economies,
14. Deploring the Russian Federation’s reckless and unprecedented seizure of nuclear power facilities in
Ukraine and other dangerous actions connected to nuclear and radioactive materials, which continue to pose a
serious and direct threat to public health and the environment, as well as to the safety and security of these facili-
ties, their personnel and nearby civilian populations,
15. Convinced that the consequences of the Russian Federation’s illegal and unprovoked invasion of Ukraine
have exposed the economic vulnerabilities associated with being over-reliant on fossil fuels and on any one source
country for energy,
16. Encouraged by the efforts of the European Union to phase out the import of Russian oil and to accelerate
a low-carbon energy transition,
17. Stressing that energy security and climate action are complementary objectives, and convinced of not only
the environmental benefits but also the economic opportunities offered by the green energy transition,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
18. Expresses grave concern about the destabilizing effects of climate change, which acts as a threat multiplier,
with profound implications for international peace and stability;
19. Calls on OSCE participating States to take urgent and ambitious global climate action to limit the increase
in the average global temperature to 1.5˚C above pre-industrial levels;
20. Urges OSCE participating States to take measures to enhance and achieve their Nationally Determined
Contributions under the Paris Agreement;
21. Encourages OSCE participating States to adopt ambitious targets for reaching net-zero emissions and to
establish legislative frameworks that underpin a transparent and accountable process for ensuring emissions re-
ductions;
22. Notes the potential of low-carbon hydrogen as a means of reducing global GHG emissions, and calls on
OSCE participating States to increase their investment in technologies needed to support its production and use;
23. Emphasizes that a green energy transition must be just and beneficial for workers and that OSCE partici-
pating States should take proactive action to support workers and communities in the transition to a net-zero
carbon economy;
24. Recognizes that transitioning to low-carbon economies is essential for the future prosperity of OSCE par-
ticipating States, and that carbon pricing provides an incentive to invest in renewable energy, energy efficiency,
low-carbon infrastructure, cleaner energy production and technological innovation;
25. Stresses that developed countries must continue to support developing countries with climate-change ad-
aptation and mitigation, including by increasing their international climate finance commitments and by collabo-
rating with multilateral development banks to leverage and attract more private-sector climate-related investment
in developing countries;
26. Notes the particular threat that climate change poses to Arctic, northern and Indigenous peoples, and un-
derscores that national and international climate-adaptation and mitigation measures and targets must be designed
and implemented in a spirit of genuine collaboration with these communities of peoples most affected by a chang-
ing climate;
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27. Emphasizes the need to take into account the needs of women and girls, who are disproportionately affected
by climate change due to various forms of socio-economic inequalities, and to integrate a gender perspective in
designing climate-change adaptation and mitigation policies;
28. Urges OSCE participating States to continue to support investments in research and development aimed at
improving the commercial viability and emissions-reducing potential of carbon capture, utilization and storage
technologies;
29. Reiterates the commitments of the European Union to expeditiously phase out the import of Russian oil,
diversify its energy sources to safeguard energy security, increase energy efficiency and resilience, and accelerate
the green energy transition, while at the same time recognizes the right of every participating State to choose the
energy mix that best suits the structure of its economy and availability of natural resources;
30. Underscores the role of OSCE parliamentarians in monitoring the implementation of national commitments
regarding reductions in GHG emissions, and in consulting and engaging with the private sector, Indigenous peo-
ples and civil society organizations on clean-energy pathways;
31. Encourages the International Secretariat of the OSCE PA to organize regular opportunities for parliamen-
tarians, government officials and members of civil society to engage together to share best practices and raise
awareness of climate change as a multidimensional security challenge.

RESOLUTION ON 
COMBATING VIOLENCE AGAINST WOMEN JOURNALISTS AND POLITICIANS 

1. Reiterating the commitment of OSCE participating States to upholding the principles enshrined in the 1975
Helsinki Final Act, which include the peaceful settlement of disputes, respect for human rights and fundamental
freedoms, equal rights and self-determination of peoples, co-operation among States and the fulfilment in good
faith of obligations under international law,
2. Deeply concerned by the widespread and intensifying violence against women in journalism and politics –
including physical, sexual, psychological, and economic violence – which endangers women, puts the well-being
of our societies and democracies at risk, and threatens to undermine progress toward gender equality,
3. Recalling OSCE Ministerial Council Decisions No. 14/04 (Sofia) on the Action Plan for the Promotion of
Gender Equality, No. 15/05 (Ljubljana) and No. 7/14 (Basel) on Preventing and Combating Violence Against
Women, No. 14/05 (Ljubljana) on Women in Conflict Prevention, Crisis Management, and Post-Conflict Reha-
bilitation, No. 3/18 (Milan) on the Safety of Journalists, and No. 4/18 (Milan) on Preventing and Combating
Violence against Women,
4. Referring to the OSCE Parliamentary Assembly’s (OSCE PA’s) Berlin Declaration (2018) and its Resolu-
tion on Preventing and Combating Gender-Based Violence,
5. Guided by the 2021 Annual Report of the OSCE PA Special Representative on Gender Issues entitled
Violence Against Women Journalists and Politicians: A Growing Crisis,
6. Endorsing the UN Security Council resolution 1325 on Women, Peace and Security, as well as subsequent
resolutions that comprise the Women, Peace and Security agenda, which call on UN Member States to ensure the
full participation of women in all efforts for the maintenance and promotion of peace and security, and recognizing
that the contribution of women journalists and politicians in post-conflict democratization processes is key to the
success of the Women, Peace and Security agenda,
7. Underscoring that women and girls face disproportionate risks of online violence, especially severe types
of harassment and sexualized online abuse, and that this form of violence is tied to larger social problems of
sexism and misogyny,
8. Recognizing that the increasingly hostile political rhetoric directed toward journalists and media organiza-
tions across the OSCE region and the world, combined with the rise of social media and the challenges associated
with working during the COVID-19 pandemic, have created unique pressure on women journalists,
9. Welcoming the work of the Office of the OSCE Representative on Freedom of the Media in defending
freedom of expression and advocating for the safety of women journalists in the OSCE region, including through
the Safety of Female Journalists Online project,
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10. Convinced that society benefits from diverse and representative media and parliaments, which contribute
to a healthy public discourse and social inclusion, to countering disinformation, and to the foundation of a strong
democracy,
11. Noting that the underrepresentation of women in the political sphere is both caused and exacerbated by
discrimination and gender-based violence, and that available data suggests that the vast majority of women par-
liamentarians experience such discrimination and violence from the moment they become candidates for political
office,
12. Highlighting enhanced security measures and initiatives adopted in the Canadian Parliament in 2020 aimed
at providing greater protection to parliamentarians at their homes and offices, including through the use of mobile
alarms and a web monitoring service,
13. Concerned that some OSCE participating States have allowed and ignored discrimination, gender-based
violence, misogyny and hostile working conditions toward women parliamentarians in their legislative assem-
blies,
14. Acknowledging that discrimination and violence against women are intensified in conflict situations, where
women journalists and politicians are exposed to heightened risks of human rights violations,
15. Emphasizing that women journalists and politicians are targeted by multiple forms of violence because of
intersecting identity factors – such as ethnicity, race, religion, disability, sexual orientation, and gender identity
and expression,
16. Recognizing that indigenous women, including indigenous journalists and politicians, experience dispro-
portionate discrimination and violence, and recalling the UN Declaration on the Rights of Indigenous Peoples,
which stipulates that States shall take measures to ensure that indigenous women and children are fully protected
against all forms of discrimination and violence,
17. Noting the lack of information, statistics and data analysis with respect to violence against women journal-
ists and politicians in the OSCE region and the world,
18. Bearing in mind the significant impacts of gender-based violence on journalists and politicians, their fam-
ilies, and society as a whole, including on democratic processes,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
19. Urges the OSCE and OSCE participating States to collect and publish disaggregated data on the prevalence
of violence against women journalists and politicians in the OSCE region, and ensure that such data and the
information it provides on the experiences of women with intersecting identity factors, informs any action taken
to make certain that policies and legislation are effective, inclusive and evidence-based;
20. Calls on OSCE participating States to develop or review legislation to prohibit gender-based violence
against women journalists and politicians, including violence occurring online;
21. Recommends that OSCE participating States review electoral legislation to ensure it is effectively address-
ing violence against women and its impact on the democratic process;
22. Encourages parliamentarians of OSCE participating States to demand that their parliaments review or
strengthen parliamentary codes of conduct to ensure they are effective in responding to gender-based violence
against parliamentarians;
23. Calls on the OSCE and OSCE participating States to adopt a gender-sensitive and intersectional approach
in all actions to ensure the safety of journalists and politicians, including in conflict situations;
24. Asks all OSCE participating States that have not already done so to develop and implement National Action
Plans on Women, Peace and Security, and to reflect in those plans the key role women journalists and politicians
play in conflict prevention and resolution and in post-conflict democratization processes;
25. Strongly recommends that OSCE participating States provide funding to civil society organizations that
support women’s participation in public life, combat gender-based violence against journalists and politicians,
and offer support services to women who have been affected by gender-based violence, including women jour-
nalists and politicians;
26. Urges the OSCE Representative on Freedom of the Media and the OSCE Office for Democratic Institutions
and Human Rights to denounce violence against women journalists and politicians, and to draw attention to cases
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in which women journalists and politicians are harassed, detained or imprisoned, including in conflict situations 
in the OSCE region; 
27. Demands the OSCE and the OSCE PA create platforms for the exchange of best practices and discussions
on how to address violence against women journalists and politicians;
28. Tasks the OSCE PA International Secretariat to provide training to election observers to detect and report
acts of violence against women in politics.

RESOLUTION ON 
THE IMPORTANCE OF THE HUMAN DIMENSION IN THE CONTEXT OF CURRENT THREATS 
TO THE SECURITY IN THE OSCE AREA STEMMING FROM THE RUSSIAN AGGRESSION 
AGAINST UKRAINE 

1. Acknowledging the particular role of the OSCE for comprehensive security in the region, including for
respecting and promoting human rights and fundamental freedoms, and for protecting and developing democratic
institutions,
2. Recognizing further the role of the OSCE Human Dimension for setting new standards to strengthen pro-
tection of human rights and democratic institutions in the region,
3. Welcoming with appreciation the role and activity of the OSCE autonomous Institutions and structures,
4. Underlining the importance of OSCE commitments, in particular those undertaken within the Human Di-
mension, that constitute firm political declarations of the participating States to fulfil, respect and promote human
rights and fundamental freedoms,
5. Stressing the role of civil society and its valuable contribution to the promotion and protection of interna-
tional human rights standards and OSCE commitments,
6. Extremely concerned by the tragic impact of the Russian aggression against Ukraine, including clear pat-
terns of violations of international humanitarian law and human rights law committed by Russian forces in invaded
Ukraine, as confirmed by the report of the OSCE Moscow Mechanism experts, and deploring  the increasingly
tragic human impact of said aggression,
7. Expressing concern that the Russian Federation’s aggression against Ukraine, targeting civilian and non-
military infrastructure, has led millions to flee their homes, 90 per cent of whom are women and children accord-
ing to the UN High Commissioner for Refugees, creating a humanitarian and human-trafficking crisis, as refugees
are particularly vulnerable to being targeted by human traffickers, not only as they flee but also through online
offers of housing and employment,
8. Condemning savage attacks on civilians and civilian infrastructures, as well as sexual and gender-based
violence, including rape and human trafficking,
9. Also concerned about the shrinking space for civil society and limitations of fundamental freedoms in some
participating States, including in the context of the above-mentioned aggression,
The OSCE Parliamentary Assembly: 
10. Condemns in the strongest terms the Russian military aggression against Ukraine;
11. Calls upon all participating States, in particular those receiving large numbers of Ukrainian refugees, to
make full use of ODIHR’s updated handbook on National Referral Mechanisms and to continue to develop and
support actions to raise awareness and protect Ukrainian refugees and internally displaced persons from falling
prey to human traffickers;
12. Calls on relevant OSCE structures to collect evidence of possible war crimes, crimes against humanity,
genocide, or violations of international human rights law in Ukraine for use in future legal proceedings;
13. Calls for further addressing during Human Dimension events, through meaningful and relevant discussions,
the most topical humanitarian issues and human rights violations and abuses in the OSCE area, including in par-
ticular those stemming from the Russian aggression against Ukraine;
14. Welcomes with appreciation the activity of civil society, and looks forward to its further involvement in
discussions during Human Dimension events;
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15. Reaffirms its full support for the independent mandate of the OSCE autonomous Institutions; 
16. Recommits to supporting all efforts aimed at the promotion and protection of human rights and fundamental 
freedoms and the development of democratic institutions in the OSCE area. 

RESOLUTION ON 
ENSURING THE SAFETY OF JOURNALISTS IN CONFLICT ZONES 

1. Recognizing that journalists operating in conflict zones are afforded protection under international human-
itarian law, including the Geneva Conventions of 1949 and their Additional Protocols, setting out rules to protect 
people who are not taking part in the fighting, 
2. Underscoring the Rome Statute of the International Criminal Court establishing that intentionally directing 
attacks against civilians, and therefore also against journalists who are not engaged in the hostilities, constitutes a 
war crime, 
3. Taking into account UN Security Council Resolution 1738 (2006), calling for an end to intentional attacks 
against journalists in situations of armed conflict, and Resolution 2222 (2015), urging states to comply with the 
relevant obligations under international law to end impunity and to prosecute those responsible for serious viola-
tions of humanitarian law, 
4. Guided by the work of the OSCE Representative on Freedom of the Media through guidebooks on the 
safety of journalists and the joint statement in 2014 with the Rapporteurs of the UN, the Organization of American 
States, and the African Commission on Human and Peoples’ Rights, which reminded States of their obligations 
to improve international protection for journalists in conflict situations, 
5. Emphasizing the importance of press coverage in conflict zones in collecting and sharing reliable infor-
mation about the conflict, and noting that journalists have an important role in bringing attention to reports of war 
crimes and human rights violations, 
6. Recalling the paramount importance of ensuring that journalists and media workers can work freely, inde-
pendently and safely without hindrances, threats or violent reprisals, 
7. Expressing concern at the continued threats and dangers faced by journalists operating in conflict zones, 
including reports of deliberate attacks, kidnapping and torture, 
8. Highlighting that attacks against journalists not only impact individuals but deter and prevent journalists 
from exercising their right to seek and disseminate information and deprive the public of the right to know and to 
access information about conflict zones, 
9. Concerned at the lack of accountability for many perpetrators of attacks on journalists, and noting that 
many attacks against journalists are not prosecuted under human rights law and international humanitarian law, 
10. Remembering journalists killed during the conflict in Ukraine and across the OSCE region, and paying 
tribute to journalists continuing to operate in the country to ensure access to reliable and accurate information 
despite the threats and risks faced, 
The OSCE Parliamentary Assembly: 
11. Urges OSCE participating States to ensure the safety of journalists in all conflict zones through respect for 
human rights law and international humanitarian law; 
12. Encourages all OSCE participating States to join the 52 member countries of the Media Freedom Coalition 
by signing the Pledge on Media Freedom; 
13. Reiterates that journalists covering armed conflicts have civilian status, as they are not participants in the 
conflicts they cover and, as such, are protected by the applicable guarantees under human rights law and interna-
tional humanitarian law; 
14. Condemns resolutely and unequivocally all violence against journalists operating in conflict zones, and 
remembers the 26 journalists reported by Reporters Without Borders to have been killed this year, including the 
seven who have lost their lives covering the Ukraine conflict; 
15. Calls on OSCE participating States to ensure that perpetrators of attacks against journalists are held ac-
countable in courts of law for their actions; 
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16. Urges the OSCE Representative on Freedom of the Media to monitor and report on the safety of journalists
during the conflict in Ukraine;
17. Calls for open and committed dialogue among governments, non-state groups, journalists, and other inter-
ested parties in order to strengthen protections to promote the safety of, and respect for, those reporting on a
conflict.
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9 Amtsträgerinnen und Amtsträger 

Mitglieder des Präsidiums der OSZE PV 

Name Land Position seit Mandatsende 

Frau Margareta Cederfelt Schweden Präsidentin 2021 Bis Ende Tagung 2023 

Herr Pascal Allizard Frankreich Vizepräsident 2018 Bis Ende Tagung 2023 

Herr Askar Shakirov Kasachstan Vizepräsident 2021 Bis Ende Tagung 2023 

Herr Michael Georg Link Deutschland Vizepräsident 2022 Bis Ende Tagung 2023 

Herr Roger F. Wicker Vereinigte Staaten von Amerika Vizepräsident 2017 Bis Ende Tagung 2024 

Frau Pia Kauma Finnland Vizepräsidentin 2021 Bis Ende Tagung 2024 

Herr Reinhold Lopatka Österreich Vizepräsident 2021 Bis Ende Tagung 2024 

Frau Irene Charalambides Zypern Vizepräsidentin 2021 Bis Ende Tagung 2025 

Herr Mark Pritchard Vereinigtes Königreich Vizepräsident 2022 Bis Ende Tagung 2025 

Herr Pere Joan Pons Spanien Vizepräsident 2022 Bis Ende Tagung 2025 

Herr Peter Juel-Jensen Dänemark Vizepräsident 2019 Bis Ende Tagung 2023 

unbesetzt Präsident Emeritus 2022 Bis Ende Tagung 2023 

Vorsitzende der allgemeinen Ausschüsse 

1. Allgemeiner Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit

Name Land Position 

Herr Richard Hudson Vereinigte Staaten von Amerika Vorsitzender 

Herr Costel Neculai Dunava Rumänien Stellvertretender Vorsitzender 

Herr Laurynas Kasciunas Litauen Generalberichterstatter 

2. Allgemeiner Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft, Technologie und Umwelt

Name Land Position 

Herr Azay Guliyev Aserbaidschan Vorsitzender 

Herr Artur Gerasymov Ukraine Stellvertretender Vorsitzender 

Frau Gudrun Kugler Österreich Generalberichterstatterin 

3. Allgemeiner Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen

Name Land Position 

Herr Nikoloz Samhkaradze Georgien Vorsitzender 

Frau Farah Karimi Niederlande Stellvertretende Vorsitzende 

Herr Johan Buser Schweden Generalberichterstatter 





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de

ISSN 0722-8333

http://www.heenemann-druck.de
http://www.bundesanzeiger-verlag.de

	1 Teilnehmende der deutschen Delegation 
	2 Schwerpunkte der Jahrestagung 
	3 Ständiger Ausschuss 
	4 Eröffnungssitzung und Plenarsitzung 
	5 Ausschuss für politische Angelegenheiten und Sicherheit 
	6 Ausschuss für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt 
	7 Ausschuss für Demokratie, Menschenrechte und humanitäre Fragen 
	8 Die Erklärung von Birmingham 
	9 Amtsträgerinnen und Amtsträger 

